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Ein Blick quer durch die Schweiz zeigt 
deutlich auf: der öffentliche Dienst 
und somit auch die öffentlich Bediens-
teten geraten immer mehr unter 
Druck. Die Finanzpläne und das Bud-
get lassen nichts Gutes erahnen.

Wir sind es uns ja bereits gewohnt, ein 
Sparpaket reiht sich ans andere. Leistungs-

abbau ist das gegenwärtige Schlagwort. Die 
Zitrone ist ausgepresst, jetzt geht es ans 
Eingemachte – wir kennen diese Sprüche.

Die Personalbestände wurden bereits auf 
das Minimum heruntergefahren. Wir be-
schäftigen uns hauptsächlich nur noch mit 
Sparprojekten, versuchen zu optimieren, 
um hier und dort noch Sparpotential zu 
finden. Die Politik zeigt sich vielerorts mut-

los und engagiert teuer bezahlte externe 
Experten, die als «Erbsenzähler» durch die 
Abteilungen geistern. In vielen Fällen steht 
das vorgeschlagene Sparpotential in keinem 
Verhältnis zur einkassierten Honorarnote. 

Verfehlte Finanz- und Steuerpolitik
Versucht man zu analysieren, wieso sich die 
finanzielle Lage der öffentlichen Institutio-

DÜSTERE AUSSICHTEN FÜR BUND, KANTONE UND GEMEINDEN

Druck auf öffentlich 
Bedienstete steigt
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nen derart kritisch entwickelt, stösst man 
schnell auf eine der Hauptursachen. Dies ist 
eine seit Jahren verfehlte Finanz- und Steu-
erpolitik. Ein Steuerwettbewerb, der völlig 
aus den Fugen geraten ist.

Bis anhin konnte man von einer mangeln-
den Steuersubstratsausschöpfung sprechen, 
nun kommt noch ein neues Element dazu. Es 
ist die Vernichtung der Besteuerungsgrund-
lagen – eine Unternehmenssteuerreform III, 
welche in der Besteuerung der Unternehmen 
keinen Stein auf dem anderen lässt.

Schrumpfender finanzieller Spielraum
Der finanzielle Spielraum der Städte und Ge-
meinden wird immer kleiner. Die Lastenaus-
gleichssysteme gewinnen immer mehr an 
Bedeutung. Die Leistenden werden immer 
mehr zur Kasse gebeten und die Abhängigkeit 
der Nehmer wird immer grösser und zwar 
sowohl auf nationaler Ebene beim neuen in-
terkantonalen Finanzausgleich NFA sowie bei 
den kantonalen interkommunalen Ausgleichs-
systemen.

Die «Berner Zeitung» hinterfragte kürzlich 
bei den Gemeindeverantwortlichen der zehn 
grössten Gemeinden die Problemfelder, wel-
che am meisten Sorgen bereiten. 

Hier die Sorgen-Top-10:
1.	 Steigende Beiträge an den Finanz- und 

Lastenausgleich
2.	 Anstehende Investitionen
3.	 Finanzieller Spielraum, gebundene Aus-

gaben
4.	 Zu viel Verkehr
5.	 Raumplanung, mangelnde Entwicklungs-

möglichkeiten
6.	 Unternehmenssteuerreform III
7.	 Zentralisierung von Aufgaben beim Kan-

ton
8.	 Verlust von Kompetenzen
9.	 Gesundheitsversorgung, Hausärztemangel
10.	Anstehende Investitionen

Besorgniserregende finanzielle Per-
spektiven 
Die finanziellen Sorgen stehen klar an der 
Spitze der Problemliste von Städten und Ge-
meinden. Weder die Einnahmen noch die 
Ausgaben können massgeblich beeinflusst 
werden.

Bei den Einnahmen sind die Steuern der 
wichtigste Faktor. Hier verbleibt auf kommu-
naler Ebene einzig die Festlegung der Steu-
eranlagen resp. der Steuersätze; alles andere 
regelt die übergeordnete Gesetzgebung. Die 
meisten Ausgaben sind gebunden und auf 
kommunaler Ebene kaum beeinflussbar.

Abhängigkeit von den Ausgleichssyste-
men steigt
Sollte jetzt noch die Unternehmenssteuerre-
form III in der vorgesehenen Form unverän-

dert umgesetzt werden, führt dies auf Bundes-, 
Kantons- und Gemeindeebene zur Vernichtung 
von Steuererträgen in Milliardenhöhe. Einige 
Kantone sowie viele Städte und Gemeinden, 
welche auf die Erträge von juristischen Personen 
resp. Unternehmen angewiesen sind, werden 
vor unlösbare finanzielle Probleme gestellt.

Die Erfahrungen im Kanton Luzern zeigen 
deutlich auf: Tiefe Steuersätze führen zwar zur 
Ansiedlung von einigen neuen Unternehmen, 
aufgrund der tiefen Steuersätze ist jedoch die 
Ansiedlung mit keinem Wachstum des Steuer-
substrats bei den juristischen Personen verbun-
den. Die Last der Finanzierung von öffentlichen 
Dienstleistungen wird immer mehr auf die 
Schultern der natürlichen Personen gelegt.

Um die öffentlichen Dienstleistungen weiter-
hin finanzieren zu können, bleibt nur noch die 
Steuererhöhung übrig, die vor allem die natür-
lichen Personen resp. den schon stark belaste-
ten Mittelstand treffen wird.

Dienstleistungsabbau bedeutet auch Ver-
lust von Lebensqualität
Weitere Sparmassnahmen werden unumgäng-
lich sein. Vielerorts werden Aufgabenverzichts-
programme geprüft. Ein Verzicht auf öffentliche 
Dienstleistungen bedeutet nichts anderes als 
Stellenabbau im öffentlichen Dienst. Wird eine 
öffentliche Aufgabe aus Spargründen nicht mehr 
wahrgenommen, betrifft dies auch Bürgerinnen 
und Bürger. Je nach betroffener resp. abgebau-
ter Dienstleistung wird dies in Städten und Ge-
meinden für die Bevölkerung mit einem Abbau 
von Lebensqualität verbunden sein. Der Bund 
hat bereits angekündigt, dass er beabsichtigt, 
die Steuerausfälle, welche aufgrund der Unter-
nehmenssteuerreform III erwartet werden, mit 
einem weiteren Sparpaket aufzufangen. Kanto-
ne und Gemeinden werden diesem Beispiel 
folgen.

Die Steuerausfälle, welche durch die Unter-
nehmenssteuerreform III bei Bund, Kantonen, 
Städten und Gemeinden anfallen werden, ver-
bunden mit den Konsequenzen für das öffent-
liche Personal sowie Bürgerinnen und Bürger 
sind unverantwortlich.

Aus meiner Sicht gilt es, die öffentliche Fi-
nanzpolitik kritisch zu hinterfragen.

Wollen wir einen weiteren Abbau von öffent-
lichen Dienstleistungen, Sparprogramme beim 
öffentlichen Personal sowie einen Verlust von 
Lebensqualität bei Bürgerinnen und Bürgern? 

Meine Antwort heisst NEIN!!

Wird an der Vorlage Unternehmenssteuerre-
form III nichts mehr geändert, ist das REFEREN-
DUM und dessen Unterstützung durch den 
Zentralverband Öffentliches Personal Schweiz 
so gut wie sicher!

Urs Stauffer, Präsident
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VOM TELLERWÄSCHER ZUM 
LEBENSMITTELINSPEKTOR
Interview mit Hans Jürg Rodel, 
Lebensmittelkontrolleur im Kanton Aargau

Herr Rodel, was arbeiten Sie?
Während wir dieses Gespräch führen, bin ich 

noch als Lebensmittelkontrolleur tätig, ab 
1. Januar 2016 bin ich Lebensmittelinspektor. 
Als Kontrolleur mache ich Kontrollen in Lebens-
mittelbetrieben wie Restaurants, Bäckereien 
oder Lebensmittelläden wie Migros, Coop, Den-
ner. Sobald es in einem Betrieb um Lebensmit-
tel geht, egal ob Transport, Verarbeitung oder 
Verkauf, sind wir zuständig. 

Was fällt alles unter den Begriff Lebensmit-
tel?

Lebensmittel sind per gesetzlicher Definition 
Nahrungs- und Genussmittel. Zu den Genuss-
mitteln gehören  alkoholische Getränke, Tabak 
und andere Raucherwaren. Auch Gebrauchsge-
genstände wie Kosmetika, Kleidungsstücke oder 
Spielzeuge unterstehen dem Bundesgesetz über 
Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände.

Kontrollieren Sie auch Drogerien? 
Ja, Drogerien verkaufen auch Lebensmittel. 

Hierfür haben wir aber Spezialisten, da es dort 
vor allem um Nahrungsergänzungsmittel geht. 
Dieser Bereich ist komplex, und es macht daher 
keinen Sinn, wenn sich alle Inspektoren und 
Kontrolleure das Wissen aneignen würden.

Werden auch Kioske und Märkte kontrolliert? 
Ja, auf jeden Fall. Wir kontrollieren auch 

grosse Einzelanlässe wie das eidgenössische 
Schwingfest in Aarau, das Schützenfest in Aarau 
oder das Stadtfest in Baden. Einfach alle dau-
ernden oder vorübergehenden Anbieter von 
Lebensmitteln. 

Bei grossen Anlässen wie dem Stadtfest in 
Baden sind wir bereits vor Festbeginn tätig und 
stellen den Stand- und Beizenbetreibern Infor-
mationen zur Verfügung, damit sie bereits beim 
Aufbau wissen, auf was sie achten und welche 
Regeln sie einhalten müssen. 

Dann sind Sie bei solchen Veranstaltungen 
also auch bei der Planung involviert? 

Ja, wir werden oft angefragt, ob wir im Vor-
feld einen kurzen Vortrag halten und die wich-
tigsten Anforderungen aufzeigen können – auch 
im Bereich Jugendschutz zur Alkoholprävention. 

Bei sehr grossen Veranstaltungen wie dem 
Stadtfest in Baden, das 10 Tage dauert und 
zahlreiche aufwändige Bauten hat, gehen wir 
bereits während der Aufbauphase durch das 
Gelände und prüfen die «Beizli», damit wir schon 

Menschen im Service public 
*100 Jahre Engagement
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zu diesem Zeitpunkt Verbesserungsvorschläge 
geben können. Wir werden bei dieser Gelegen-
heit auch oft direkt angesprochen und gefragt, 
ob die vorgesehene Lösung genügt. 

Wir geben gerne Auskunft und helfen. Wir 
sind ja keine Strafbehörde und wollen auch, 
dass ein gutes, sicheres Fest stattfinden kann. 

Was kontrollieren Sie?
Wir prüfen, ob die Anbieter von Nahrungs-

mitteln während des Festes die Lebensmittel 
geschützt und falls nötig auch gekühlt aufbe-
wahren können. Weiter achten wir auf die Hän-
dehygiene und den hygienischen Umgang mit 
Lebensmitteln.  

Wir prüfen auch die Beschriftungen und Her-
kunftsdeklarationen. Sind diese mangelhaft, ist 
das jedoch nicht dramatisch, muss aber verbes-
sert werden. 

Erfolgen während des Festes auch regelmäs-
sige Kontrollen?

Ja, wir machen regelmässig Kontrollen bei 
grossen Einzelanlässen. Am letzten Stadtfest in 
Baden war fast das gesamte Lebensmittelins-
pektorat während zwei, drei Tagen unterwegs, 
um sämtliche Beizen kontrollieren zu können. 
Wenn die Bestimmungen nicht eingehalten wur-
den, greifen wir natürlich ein.

Gibt es eine Frist zur Verbesserung?
Ja, richtig. Wir zeigen dann, wo das Problem 

liegt und verlangen zum Beispiel bei einer man-
gelhaften Deklaration, dass eine neue Karte 
erstellt wird. 

Was ist, wenn jemand kein fliessendes Wasser 
hat? 

Es gibt ein Merkblatt für Einrichtungen an 
Veranstaltungen und es wird auch nichts Un-
mögliches verlangt. Eine Gelegenheit zum Hän-
dewaschen muss in jedem Fall vorhanden sein, 
oft kann diese aber ganz einfach sein; es genügt 
ein Kanister mit einem Hahn und einem Becken 
darunter, inklusive Seifenspender und Papier-
rolle. Bei längeren Veranstaltungen wie dem 
Stadtfest Baden ist das der absolute Minimal-
standard und reicht nur für einen kleinen Stand; 
die fast schon festen Bauten müssen fliessendes, 
warmes Wasser haben. 

Gilt dies nur, wenn Lebensmittel verkauft 
werden?

Die Bestimmungen greifen, sobald jemand 
Lebensmittel abgibt; egal ob kostenlos oder 
gegen Entgelt. Wenn jemand privat Bier braut 
und dieses zu Hause mit ein paar Freunden 
trinkt, spielen die Vorschriften noch keine Rol-
le. Der Eigengebrauch ist im Geltungsbereich 
ausgeschlossen. Entscheidend ist die Abgabe, 
damit wird man kontrollpflichtig. 

Wie läuft eine reguläre Kontrolle ab? 
Wenn wir eintreten, stellen wir uns vor und 

weisen uns aus. Letzteres ist meistens nicht mehr 
notwendig, da wir regelmässig die gleichen 
Betrieben besuchen und die Kontrollierten uns 
bereits kennen. 

Wir kommen immer unangemeldet – und 
immer zum falschen Zeitpunkt… Wir hören 
zwischendurch auch, «wären Sie doch besser 

gestern, vorgestern, morgen oder noch besser 
gar nicht gekommen». Es gibt aber auch Be-
triebsinhaber/innen, die uns gerne empfangen, 
weil sie uns als Hilfe ansehen. 

Wir machen dann einen Rundgang durch den 
Betrieb, dabei folgen wir dem Warenfluss. Wir 
beginnen also dort, wo die Ware angeliefert 
wird und folgen ihrem Weg. Wir halten auf 
diesem Rundgang alles fest, was uns auffällt. 
Wir messen Temperaturen, schauen in Kühl-
schränke, in Schubladen, prüfen Lüftungen. 
Wenn die Unternehmer/innen auf den Rund-
gang mitkommen, zeigen wir auch gleich, wo 
Mängel festgestellt werden. Es kommt aber auch 
vor, dass wir die Inspektion alleine machen und 
danach dem Betreiber/der Betreiberin Rück-
meldung geben. 

Was kontrollieren Sie? 
Ich beurteile die Lebensmittel organoleptisch 

und prüfe, ob die Kühlkette eingehalten wurde, 
ob der Herkunftsnachweis stimmt und ob die 
entsprechende vorgeschriebene Selbstkontrolle 
durch den Betrieb funktioniert. Ich prüfe zudem 
die Prozesse und Tätigkeiten, schaue die Räum-
lichkeiten an und versuche einen Eindruck mei-
nes Gegenübers, zum Beispiel der Wirtin, zu 
gewinnen. Für die Bewertung all dieser Krite-
rien haben wir eine Skala von 1 bis 4. 

In welchem Intervall werden die regulären 
Betriebe kontrolliert? 

Der Inspektionsintervall ist in der Schweiz 
einheitlich definiert und wird von unserer Soft-
ware je nach Betrieb und Ergebnis der letzten 
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Kontrolle berechnet. Wenn ich ins Büro zurück-
komme, schreibe ich einen Inspektionsbericht 
und erfasse die Bewertung des Betriebs in die-
ser Inspektionssoftware. Je nachdem ergibt dies 
ein gutes oder ein schlechtes Resultat; je nach 
Resultat zeigt mir die Software dann den nächs-
ten Kontrolltermin an. Ist die Bewertung gut, 
erfolgt die nächste Kontrolle in einem Restau-
rant oder Laden in zwei Jahren, wurde etwas 
bemängelt, wird die nächste Kontrolle je nach 
Schwere des Mangels früher angesetzt. 

Je nach Betriebsart ist eine Basisfrequenz 
gespeichert; sie kann ein-, zwei-, vier- oder acht-
jährig sein. Zum Beispiel reicht bei einem Wein-
händler, der verschlossene Weinflaschen im 
Keller lagert, eine seltenere Frequenz, da dort 
nicht viel passieren kann. Bei Restaurants, die 
mit offenen Lebensmitteln arbeiten, sind ent-
sprechend kürzere Intervalle hinterlegt. 

Was ist der übliche Kontrollintervall? 
Er beträgt zwei Jahre. Sobald irgendetwas 

nicht in Ordnung ist, wird dieser entsprechend 
gekürzt. 

Wie erfolgt die Planung der Inspektionen?
Das System sagt mir, welche Betriebe wann 

kontrolliert werden müssen. Ich plane dann die 
Besuche und versuche, an einem Tag mehrere 
Termine in derselben Ortschaft zu kombinieren. 

Werden auch direkt vor Ort Untersuchungen 
vorgenommen?

Ja, wir haben bei den Kontrollen in den Re-
staurants zum Beispiel einen Messstab dabei, 
um das Frittieröl zu prüfen. Dieser zeigt aber 
nur an, ob das Öl in Ordnung oder kritisch ist; 
bei einem kritischen Zustand geht das Öl mit 
ins Labor. Wir nehmen auch Lebensmittelproben 
mit, allerdings nicht bei jedem Besuch. Auch 
hierfür ist im System eine Grundfrequenz hin-
terlegt. Wenn ich vor Ort den Eindruck habe, 
dass etwas nicht stimmt, nehme ich unabhängig 
davon ebenfalls eine Probe mit. 

Wie ist das Vorgehen, wenn etwas nicht in 
Ordnung ist?

Wenn wir etwas zu bemängeln haben, wird 
der Sachverhalt im Inspektionsbericht beanstan-
det und die verantwortliche Person erhält eine 
anfechtbare Verfügung.

Wann erfährt man vom Resultat? 
Das Inspektionsergebnis wird vor Ort münd-

lich und anschliessend schriftlich im Inspekti-
onsbericht eröffnet. Ich bespreche zusammen 
mit der betroffenen Person, was ich gesehen 
habe und lege dar, was gut ist, was nicht gut 
ist, was beanstandet wird und was verfügt wird. 
Manchmal werden während dieses Gesprächs 
bereits gemeinsam Lösungen gesucht, um die 

Mängel zu beheben. Bei baulichen Massnahmen 
suchen wir gemeinsam eine realistische Frist 
zur Umsetzung. 

Wie ist grundsätzlich die Stimmung, wenn 
Sie in einen Betrieb kommen? Gibt es schwie-
rige Situationen? 

Selten. Die Leute sind hochanständig. Sie 
wissen, dass die Kontrolle sein muss und sie sie 
ohnehin nicht umgehen können. Es gibt aber 
schon auch solche, bei denen man gar nie zum 
richtigen Zeitpunkt kommt und die uns das 
vorhalten. 

Es gibt natürlich auch – wie wohl überall – 
schwierige und sehr vereinzelt gefährliche Si-
tuationen. Dann muss man etwas forscher auf-
treten und aufzeigen, dass es halt einfach sein 
muss und die Inspektion angenehmer oder we-
niger angenehm erfolgen kann. Wenn es gar 
nicht mehr geht, unterstützt uns die Polizei. 
Aber wie gesagt, das kommt selten vor.

Spielt es bei den Kontrollen eine grosse Rol-
le, ob sie ein Kontrolleur oder eine Kontrol-
leurin durchführt?

Nein, es geht mehr um Sympathien und An-
tipathien, aber unabhängig vom Geschlecht. 
Wenn wir bemerken, dass eine starke Antipathie 
besteht, übernimmt jemand anderes die Kont-
rolle. Wenn es dann auch wieder nicht gut geht, 
gehen wir davon aus, dass Inspektionen in die-
sem Betrieb wohl grundsätzlich schon schwie-
rig sind. Das gibt es einfach: Kunden, die unse-
re Kontrollen als unnötig empfinden und im 
Umgang sehr schwierig sind. 

Da braucht man gute Nerven?
Ja, man muss ruhig bleiben können. 

Welche besondere Eigenschaften braucht es 
sonst noch?

Man muss wissen, wovon man spricht. In 
unserem Team stammen alle Lebensmittelkon-
trolleure aus dem Lebensmittelbereich. Wir ha-
ben zum Beispiel Bäckermeister, Käsereimeister, 
Metzgermeister oder ehemalige Gastwirte.

Wie war Ihr beruflicher Werdegang?
Also kurz gesagt kam ich vom Tellerwäscher 

zum Lebensmittelinspektor. Ich bin in einem 
Restaurant aufgewachsen, denn meine Eltern 
haben immer ein Restaurant geführt. Dort habe 
ich als Jugendlicher mein Taschengeld mit Ab-
waschen aufgebessert. Ich selbst habe eine klas-
sische gastgewerbliche Ausbildung gemacht und 
in Aarau Koch gelernt. In Grindelwald habe ich 
Service gelernt, was eine wunderbare Zeit war 
mit viel Skifahren in der Freizeit. Teilweise habe 
ich danach zu Hause im Restaurant gearbeitet 
und dann die Hotelfachschule besucht sowie 
an verschiedenen Orten gearbeitet. 

Mit meiner damaligen Partnerin und heutigen 
Ehefrau habe ich danach im Restaurant meiner 
Eltern gewirkt. Ich in der Küche und sie im 
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Service und der Administration. Ein paar Jahre 
später haben wir den gesamten Betrieb über-
nommen und hier im Aargau das Restaurant 
meiner Eltern weitergeführt. Nach über 10 Jah-
ren habe ich mich aber gefragt, ob ich das nun 
wirklich für den Rest meines Lebens machen 
möchte, obwohl ich mich mit der Hotelfach-
schule weitergebildet habe. 

Als ich das Inserat für eine offene Stelle als 
Lebensmittelkontrolleur in der Zeitung sah, 
habe ich meinen Bruder darauf aufmerksam 
gemacht, da er eine neue Herausforderung such-
te. Er hatte aber schon etwas Neues und empfahl 
mir, mich doch selbst zu bewerben. Aber erst 
als meine Eltern mich motivierten, den ehemals 
elterlichen Betrieb aufzugeben und mich für die 
Stelle zu bewerben, tat ich es. Seit 2006 arbeite 
ich nun hier und vor knapp 3 Jahren erhielt ich 
die Chance, mich zum Inspektor weiterzubilden. 
Das bedeutete für mich, ein Nachdiplomstudium 
an der Uni Basel zu besuchen, welches ich nun 
abgeschlossen habe. Die Inspektorenprüfung 
habe ich ebenfalls bestanden und die Diplom-
arbeit für den Bachelor ist eingereicht. Seit 1. 
Januar 2016 bin ich nun Lebensmittelinspektor.

Haben Sie den Wechsel vom Wirt zum Lebens-
mittelinspektorat auch schon bereut?

Nein, keine Minute. Am ersten freien Wo-
chenende habe ich mich gefragt, was ich nun 
tun soll. Ich war es nicht gewohnt, jede Woche 
zwei Tage frei zu haben, das war wie Ferien! 

Wie wurde Ihr Wechsel vom Wirt zum Kont-
rolleur von Ihren ehemaligen Wirtskollegen 
aufgenommen?

Als ich sie informierte, waren sie schockiert. 
Heute sagen viele, dass ich einen sehr guten 
Entscheid getroffen habe und sie es wohl auch 
so hätten machen sollen.

Die meisten Kollegen haben den Wechsel 
durchaus verstanden. Es war aber schon eigen-
artig. Ich war als Wirt sehr engagiert, als Präsi-
dent der Gastro Lenzburg, somit im Vorstand 
von Gastro Aargau und auch im Verband Gast-
ro Suisse. Ich kenne also sehr viele Wirte und 
habe deshalb  in Gastwirtschaftsbetrieben nur 
Kontrollen gemacht, wenn ich den Wirt nicht 
kannte.. Ich wollte keine Konflikte mit guten 
Kollegen, nur weil ich den Job gewechselt hat-
te. Bis jetzt hat das recht gut funktioniert. 

Wie reagieren die ehemaligen Wirtskollegen, 
wenn Sie sie doch kontrollieren müssen?

Ich musste tatsächlich den Betrieb eines Vor-
standskollegen von gastro Aargau kontrollieren. 
Ich habe ihn vorgängig gefragt, ob es für ihn 
in Ordnung ist und er hat geantwortet, ich sol-
le meinen Job ruhig machen, das sei nun ja 
meine Aufgabe. Ich habe dann die Kontrolle 
vorgenommen und auch einzelne Dinge festge-
stellt, die aufgrund der Berichte schon länger 
nicht gemacht wurden. Er hat eingesehen, dass 
er das nun machen muss. 

Als wir mit der Besprechung fertig waren, 
hat er mich gefragt: «Bisch jetzt fertig mit mot-
ze?» Als ich bejahte, sagte er «Gut, dann trinken 
wir jetzt noch etwas zusammen, als Kollegen.»

Nach der Kontrolle zusammen etwas zu trin-
ken ist natürlich die Ausnahme, aber es war ein 
Kollege, der akzeptierte, dass ich jetzt eine an-
dere Aufgabe habe und so zwischen Arbeit und 
Freundschaft unterschied.

Hat es auch Vorteile, dass Sie selbst als Wirt 
tätig waren? 

Ja, als ehemaliger Wirt weiss ich natürlich 
genau, wo sich Schwachpunkte verstecken kön-
nen, aber auch, wo man manchmal relativ ein-
fach Verbesserungen anbringen kann. So kann 
ich zum Beispiel in der Küche Tipps geben und 
die Kontrollierten sind meistens dankbar, weil 
sie noch gar nie an diese Möglichkeit gedacht 
haben. 

Manchmal ist ein Blick einer aussenstehen-
den Person oder eine zweite Meinung sehr hilf-
reich.

Was schätzen Sie an Ihrem Beruf?
Den Umgang mit den Menschen und das ich 

noch immer mit Nahrungsmitteln zu tun habe. 
Das ist mir sehr wichtig. 

Auch die Zusammenarbeit mit den Arbeits-
kollegen hier im Haus schätze ich sehr. Wir 
haben ein sehr gutes Verhältnis im Amt. Bei 
rund 100 Angestellten gibt es natürlich immer 
solche, die man besser oder weniger gern mag, 
aber wir sind ein super Team. 

Was gefällt Ihnen weniger gut?
Das ist schwierig… Es gibt eigentlich nichts. 

Was motiviert Sie?
Ich mache meine Arbeit gern, ich gehe wirk-

lich gerne ins Büro. Meine Motivation sind die 
Leute hier im Amt und ein gutes Erlebnis bei 
einer Inspektion, wenn ich sehe, dass sich seit 
der letzten Kontrolle tatsächlich etwas verbes-
sert hat. Klar, wir sanktionieren, aber wir arbei-
ten auch mit den Betroffenen zusammen und 
es freut mich, wenn ich Erfolge sehe. 

Was ändert sich mit Ihrer Beförderung zum 
Inspektor?

Das Aufgabengebiet ändert: Als Inspektor 
führt man ein Team und ist seltener draussen 

Hans Jürg Rodel mit seiner Hündin Kira.
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unterwegs. Ich mache noch immer Kontrollen, 
es ist aber nicht mehr meine Hauptaufgabe. 

Als Inspektor bin ich zudem für die Beurtei-
lung von Baugesuchen und Plänen zuständig. 
Diese freiwillige Kontrolle ist gut, weil die Vor-
prüfung eines Gesuchs oder die Abnahme des 
neuen oder renovierten Betriebs im Kanton 
Aargau gesetzlich nicht vorgesehen ist, sondern 
nur die regelmässigen Kontrollen. 

Wirft das manchmal Probleme auf?
Ja, es wäre teilweise schon sinnvoll, wenn 

wir die Pläne vorher sehen würden. Es könnten 
aufwändige nachträgliche Umbauarbeiten ver-
mieden werden. 

Zum Beispiel dürfen Toiletten nicht direkt in 
Räume führen, in denen Lebensmittel gelagert 
oder verarbeitet werden. Wenn nun die Toilette 
für die Angestellten in einen Gang führt, wo 
auch Lebensmittel gelagert werden, ist dies nicht 
zulässig und muss geändert werden. Die Anfor-
derungen stehen alle im Gesetz und wenn je-
mand baut, muss er/sie sich vorher informieren. 
Wenn aber jemand neu baut und eine Vorschrift 
nicht beachtet hat und wir eine Anpassung ver-
langen, führt das natürlich zu unangenehmen 
Situationen mit Kostenfolgen. 

Wie gravierend ist es, wenn Sie Beanstan-
dungen aussprechen müssen? 

Eine Beanstandung ist nichts Schlimmes. Ein 
gutes Beispiel ist die Fleischherkunft: Wenn 
jemand nicht oder falsch deklariert, wird das 
beanstandet und es muss geändert werden. Der 
Betrieb ist deswegen hygienisch aber noch im-
mer absolut in Ordnung. 

Oft führt eine mangelhafte Selbstkontrolle 
zu Beanstandungen. Die gesetzlich vorgeschrie-
bene Selbstkontrolle umfasst einen schriftlichen 
Nachweis des Hygienekonzepts sowie mehrere 
Kontrolllisten wie die Einhaltung der Kühlkette. 
Die Beanstandungen in diesem administrativen 
Bereich sagen für sich wenig über die Qualität 

des Betriebs aus, müssen 
aber zwingend eingehal-
ten werden. 

Die Leitlinien beziehen 
sich insbesondere auf 
die Hygiene?

Ja genau. Es muss ein 
Betriebskonzept existie-
ren, was für die Hygiene 
getan wird und wo die Ge-
fahrenpunkte sind. Zu 
letzterem gehört auch die 
Kühllagerung – im Falle 
eines defekten Kühl-
schranks müssen Mass-
nahmen zur Gewährleis-
tung einer ununterbroche-
nen Kühlkette vorgesehen 
werden. Die einzelnen 
Schritte und Massnahmen 

müssten schriftlich festgehalten werden. In die-
sen Leitlinien ist gerade für kleinere Betriebe 
bereits alles schriftlich aufgeführt. 

Prüfen Sie die gesamte Kühlkette?
Nein, ich prüfe nur immer den Schritt im 

jeweiligen Betrieb. Ein Wirt prüft bei der 
Fleischlieferung des Metzgers, ob alles in Ord-
nung ist und der Metzger müsste dieselbe Kon-
trolle bei der Lieferung seiner Waren ebenfalls 
machen. 

Gibt es spezielle Berufsanekdoten?
Es gibt Leute, die extrem nervös sind, wenn 

wir sie kontrollieren. Es gibt eine Wirtin, für die 
unsere Inspektionen wie eine Strafe sind. Der 
Betrieb ist nicht 
schlecht, aber die 
Kontrolle ist für sie 
der pure Stress. 
Wenn man kommt, 
fällt sie aus allen 
Wolken und ist total 
aus dem Häuschen. 
Wenn sie sich dann 
hinsetzen und ei-
nen Kaffee trinken 
kann, während ich 
meine Arbeit ma-
che, beruhigt sie 
sich in der Regel 
wieder. 

Man darf nicht 
vergessen, dass ich 
als Beruf Koch ge-
lernt habe und teil-
weise Sachen sehe, 
die anderen nicht 
sofort auffallen. 
Eine kontrollierte 
Person war so auf-
gewühlt, als ich 
kam, dass sie nicht 

mal mehr ihr Risotto für die Mittagsgäste fertig 
vorbereiten konnte. Ich übernahm dann die 
Arbeit am Herd und danach konnten wir in 
Ruhe die Kontrolle vornehmen. Das sind natür-
lich Einzelfälle, wie sie im Leben halt so vor-
kommen.

Das klingt nach einem sehr vielseitigen 
Arbeitsalltag?

Ja, es wird uns nicht langweilig. 

Haben sich die Herausforderungen in der 
Gastronomie in den letzten Jahren stark 
gewandelt? 

Das wirtschaftliche Umfeld wird für klassi-
sche Gastwirtschaftsbetriebe nicht einfacher. 
Die Gäste werden weniger und diejenigen, die 
kommen, konsumieren weniger. Viele alte Gast-
häuser werden geschlossen, wenn ihre bereits 
älteren Besitzer aufhören. Früher haben sie mor-
gens zwischen 7 und 9 Uhr geöffnet und nachts 
um 24.00 Uhr wieder geschlossen. Heute wird 
von 11.00 bis 14.00 Uhr und ab 17.00 Uhr ge-
öffnet – das hat sich schon sehr geändert. Auch 
die Art, wie man sich ausser Hause verpflegt, 
hat sich geändert. Die Systemgastronomie wie 
die Burger-, Pasta- oder Pizza-Ketten und die 
schnelle Verpflegung auf der Strasse schneiden 
sich ein immer grösseres Stück vom Kuchen ab. 
Die klassische Gastronomie, wie ich ein Restau-
rant führte, wird entsprechend ausgedünnt. 

Wenn man ganztags offen hat, hat man aber 
kaum Freizeit?

Das stimmt, als Wirt hat man wenig Freizeit, 
die Präsenzzeit ist enorm. An den Ruhetagen 
muss man in der Regel die Büroarbeit erledigen, 

Anforderungen:

Abgeschlossene Berufsausbildung in Produktion, 
Verarbeitung oder Handel von Lebensmitteln und 
mindestens 3 Jahre entsprechender Berufserfahrung 
oder abgeschlossene Meisterprüfung wie 
dipl. Bäckermeister/in, dipl. Metzgermeister/in, 
dipl. Küchenchef/in.

Ausbildung

Eidgenössisches Lebensmittelkontrolleurendiplom

LEBENSMITTELKONTROLLEUR/IN

Anforderungen

Abgeschlossenes Bachelor- oder Master-Studium in natur-
wissenschaftlicher Richtung 

oder

Abgeschlossene Berufsbildung im Bereich Produktion, 
Verarbeitung oder Handel mit Lebensmitteln. plus 5-jährige 
Berufspraxis. In diesem Fall entscheidet die Prüfungskom-
mission über die Zulassung zum Weiterbildungsprogramm 
DAS in Food Safety.

Ausbildung

Diploma of Advanced Studies (DAS) in Food Safety (Univer-
sität Basel) und Eidgenössisches Lebensmittelinspektoren-
diplom. 

LEBENSMITTELINSPEKTOR/IN
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Per 1. Januar 2016 wurde der Beitragssatz für die Erwerbsersatzord-
nung (EO) um 0,05 % gesenkt. Gleichzeitig wurde der Höchstbetrag des 
versicherten Verdienstes in der obligatorischen Unfallversicherung 
erhöht. 

Sandra Wittich 
Redaktorin ZV-Info

SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE
Was sich per 1. Januar 2016 auf dem Lohnausweis änderte

Per 1. Januar 2016 wurde der Beitragssatz für 
die Erwerbsersatzordnung (EO) von 0,5 % auf 
0,45 % des Bruttolohns gesenkt. Das bedeutet, 
der Anteil der Arbeitnehmer sinkt auf 0,225 %, 
was im Total zu einem Lohnabzug von je 5,125 % 
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber für die AHV/
IV/EO führt. 

Hintergrund dieses bundesrätlichen Be-
schlusses ist das Erreichen der gesetzlichen 
Mindestreservere der EO. Nachdem die Reserven 
durch die Einführung der Mutterschaftsversi-
cherung per Juli 2005 stark abgebaut waren, 
wurde der Beitragssatz ab 1. Januar 2011 von 
0,3. auf 0,5 Lohnprozent erhöht. Nun betragen 
die Reserven per Ende 2015 wieder 55 Prozent, 
das gesetzliche Minimum liegt bei 50 Prozent, 
was einer Jahresausgabe der EO entspricht. Der 
neue Beitragssatz von 0,45 % gilt befristet für 
fünf Jahre und wird vom Bundesrat vor Ablauf 
der Frist im Jahr 2020 erneut überprüft.

Weitere Änderungen
Der in der obligatorischen Unfallversicherung 
maximal versicherte Verdienst wird von 126 000 
Franken auf 148 200 Franken (12 350 Franken 
Monatslohn) angehoben. Der Bundesrat muss 
bei der Festsetzung der Obergrenze dafür sor-
gen, dass mindestens 92 % und maximal 96 % 

aller versicherten Arbeitnehmer zum vollen Ver-
dienst versichert sind. Mit dieser Anpassung 
sind aufgrund der Lohnentwicklung rund 95 % 
der Versicherten zum vollen Lohn versichert. 

Diese Obergrenze gilt gleichzeitig für die 
Arbeitslosenversicherung (ALV) und Invaliden-
versicherung (IV) – sowohl für die Festsetzung 
der Beiträge als auch für die Leistungen. Die 
Beitragssätze ändern sich nicht, sie werden hin-
gegen neu auch für Löhne über 126 000 Franken, 
bis 148 200 Franken, angewendet. 

Damit wird der ALV-Beitragssatz von 2,2 % 
(je hälftig zu tragen von Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer) vom massgebenden Lohn bis ma-
ximal 148 200 Franken erhoben; bisher war die 
Grenze bei einem Monatslohn von CHF 10 500. 
Für die darüber liegenden Lohnanteile beträgt 
der Beitragssatz für die ALV 1 %, also je hälftig 
0,5 %. 

Sandra Wittich

einkaufen oder putzen. Für mich waren die 
Ferien immer sehr wichtig. Schade ist, dass in 
der Regel die Familie unter den langen Arbeits-
zeiten leidet. 

Dann ist Ihre Frau mit Ihrem jetzigen Job 
auch zufrieden?

Ja. Es hat sich insofern viel geändert, dass 
wir nun nicht mehr zusammenarbeiten. Im 
Restaurant waren wir ständig zusammen. 

Und wie verbringen Sie Ihre Freizeit? 
Ich verbringe meine Zeit gerne mit meiner 

Familie. Unsere Hündin ist meine grösste Ent-

spannung, obwohl sie die Angewohnheit ent-
wickelt hat, mich sehr frühmorgens zu wecken. 
Ich gehe sehr gerne mit ihr spazieren; es tut 
mir gut, so den Kopf zu lüften. 

Ich reise ausserdem sehr gerne. Unsere Fe-
rienreisen sind mir sehr wichtig. Wir haben auch 
schon viel gesehen, Amerika habe ich mehrmals 
bereist. Ich hatte dort mein letztes Schuljahr 
absolviert und habe auch Verwandte dort. Der 
asiatische Raum gefällt mir ebenfalls sehr gut, 
auch Afrika und Südamerika sowie Kreuzfahr-
ten. Ich verbringe fast sämtliche Ferien auf Rei-
sen. Ferientage zu Hause zu verbringen, kann 
ich mir nur schlecht vorstellen. 

Kochen Sie zu Hause noch oft? 
Ja, ich koche fast immer. Das ist für mich 

absolute Routine. Meist beginnt meine Frau zu 
kochen und ich übernehme dann, wenn ich 
nach Hause komme. Für die Ordnung in der 
Küche ist dann eher meine Frau zuständig. 

Vielen Dank für das Gespräch. 
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Wird ein Betrieb oder eine öffentliche Verwaltung über Weihnachten/
Neujahr geschlossen, kann der Arbeitgeber für diese Arbeitstage eine 
sogenannte Vorholzeit vorsehen. Für die freien Tage müssen dann keine 
Ferientage verwendet werden, sondern die Soll-Arbeitszeit wird 
während des Jahres um die entsprechende Arbeitszeit erhöht. Die 
Rechtsberatung von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) wurde mit der 
Frage konfrontiert, wie mit dieser vorgeholten Arbeitszeit zu verfahren 
ist, wenn ein Arbeitnehmer nun an den Werktagen zwischen den 
Feiertagen krank ist und somit diese Zeit quasi vergebens vorgeholt hat. 

Dr. Philip Conradin-Triaca 
Rechtsanwalt, M Sc BA

VORHOLEN VON ARBEITSZEIT
Aus der Praxis

Betriebsschliessung über die Weihnachts-
zeit
Zahlreiche Unternehmen und Verwaltungen 
sind über die Weihnachtszeit durchgehend 
geschlossen, nicht zuletzt, um in dieser be-
triebsarmen Zeit Kosten einzusparen. Ziel sind 
Einsparungen im Bereich Heiz- und Energie-
kosten wie auch beim Personal.

In der Regel ordnet der Arbeitgeber an, dass 
die Arbeitnehmer einen Teil ihrer Ferien in 
dieser Zeit beziehen müssen, Manchmal wird 
dies schon im Arbeitsvertrag so vorgesehen. 
Teilweise geht man auch einvernehmlich den 
Weg über die Gleitzeit und den gemeinsam 
bestimmtem Zeitpunkt der Kompensation.

In der privatrechtlichen Praxis behelfen sich 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer aber auch da-

mit, dass sie einvernehmlich die Arbeitszeit 
«vorholen», um daraufhin (nebst den Ferien) 
zusätzliche «Freitage» zu beziehen. Es handelt 
sich nach der Lehre um eine vertragliche Ver-
legung der Arbeitszeit auf die Vorholtermine. 
Auch im öffentlich-rechtlichen Bereich finden 
sich Arbeitszeitreglemente, die eine solche 
Verlegung der Arbeitszeit auf 
Vorholtermine vorschreiben. 
Damit es sich um ein Vorholen 
von Arbeitszeit handelt, muss 
das Reglement vorsehen, dass 
die entsprechende Zeit Teil der 
Regel-Sollarbeitszeit ist und 
nicht Gleitzeit oder Überzeit.

In diesem Sinn wird zum 
Beispiel eine wöchentliche Ar-
beitszeit von 41 Stunden zu-
züglich einer Stunde Vorholzeit 
vorgeschrieben. Dafür werden 
als zusätzliche Freitage die 
Werktage zwischen Weihnach-
ten und Neujahr sowie der 
Freitag nach Auffahrt (und al-
lenfalls Fronleichnam) ge-
währt. Die verbleibenden Frei-
tage können vom Arbeitneh-
mer zu einem Zeitpunkt nach 
Absprache bezogen werden. 
Aufgrund der jährlich schwan-
kenden Anzahl Werktage zwi-

schen Weihnachten und Neujahr ändert sich 
die Zahl verbleibender Freitage ebenfalls jähr-
lich.

Andere Gemeinwesen sehen vor, dass die 
Exekutive alljährlich neu festlegt, wie viele 
Freitage gewährt werden und vorzuholen sind, 
und zwar unter Berücksichtigung der jeweili-
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gen Anzahl Werktage zwischen Weihnachten 
und Neujahr.

Bei Erkrankung
Erkrankt jemand an Tagen, an denen Vorhol-
zeit zu leisten ist, ist ihm diese gleich gutzu-
schreiben, wie wenn er gearbeitet hätte; denn 
er ist auch an den Vorholminuten verhindert. 
Dies etwa im Unterschied zu Gleitzeit, welche 
im Erkrankungsfall nicht erworben wird. Es 
ist somit die Regel-Sollarbeitszeit mitsamt der 
(darin eingerechneten) Vorholzeit gutzuschrei-
ben (bspw. 12 Minuten pro Tag) und die Vor-
holzeit darf nicht davon abgezogen werden.

Erkrankt der Arbeitnehmer in den zusätzli-
chen Freitagen, ist ihm selbstverständlich trotz-
dem der Lohn zu bezahlen, da er die Arbeit 
dafür vorgeholt hat. 

Hingegen hat er keine Nachgewährung we-
gen Krankheit zu Gute – er erkrankt wie an 
einem freien Wochenende oder einem Feiertag 
in der arbeitsfreien Zeit, so dass keine Verhin-
derung an der Arbeitsleistung vorliegt. 

Wer während Feier- oder Freitagen krank 
wird, kann daher keine Entschädigung für den 
fehlenden Genuss seiner Freizeit vom Arbeit-
geber verlangen.

Dies ist einzig für Ferien anders, weil der 
Arbeitgeber für diese der Erholung dienende 

Zeit den Lohn schuldet. Es handelt sich bei 
den zusätzlichen Freitagen nicht um Ferien, 
da die Freitage ihrem Zweck nach nicht der 
Erholung der Mitarbeitenden, sondern primär 
betrieblichen Bedürfnissen dienen (Betriebs-
stillstand während geringen Bedarfs, Vermei-
dung von Personalkosten in dieser Zeit, ferner 
regelmäss etwa Abstellen der Heizung etc.). 
Die Freitage sind entsprechend nicht an die 
Ferientage anzurechnen.

Immerhin gibt es auf gesamtarbeitsvertrag-
licher Basis teils andere Lösungen, wonach 
vorgeholte Arbeitszeit wie Ferien nachträglich 
beansprucht werden darf.

Vorzeitiger Austritt und späterer Eintritt
Vorgeholte Arbeitszeit ist bei einem vorzeitigen 
Austritt vor Bezug der Freitage auszubezahlen. 
Andernfalls würde es sich um eine nicht ent-
schädigte Arbeitsleistung handeln. 

Soweit ein Reglement den Ausschluss der 
Entschädigung vorsieht, ist ihm die Anwendung 
zu versagen. 

Es handelt sich bei der Vorholzeit aber nicht 
um Überzeit(-Kompensation), sondern nur um 
verlegte Arbeitszeit, so dass kein Überzeitzu-
schlag geschuldet ist.

Im Gegenzug führt der Bezug von Freitagen 
bei unterjährigem Arbeitsantritt (etwa per  

1. Dezember) zu einem Gleitzeit-Minussaldo, 
sofern dafür nicht Ferien bezogen werden. 
Allenfalls muss dem Arbeitnehmer bei zu viel 
bezogenen Freitagen sogar ein Abzug vom 
letzten Lohn gemacht werden, wenn keine 
andere Kompensation möglich ist.

Dr. Philip Conradin-Triaca
Rechtsanwalt
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SO VERKAUFEN SIE IHR AUTO

Der Verkauf des Autos will gut vorbereitet sein. Wer den Aufwand nicht 
scheut  und wichtige Punkte beachtet, kann beim Privatverkauf mehr 
Geld erlösen als bei der Inzahlungnahme beim Händler. 

Wer ein neues Auto kauft, hat in der Regel ein 
Problem. Wohin mit dem alten? Die einfachste 
Variante: Der Händler - falls man das neue Auto 
bei einem gekauft hat - nimmt das alte Auto in 
Zahlung. Diese Variante macht am wenigsten 
Arbeit. Der Nachteil: Der Händler zahlt nur ei-
nen niedrigen Preis, da er von der Differenz 
zwischen Ankaufspreis und Verkaufspreis lebt. 
Anhören sollte man sich die Offerte des Händ-
lers auf jeden Fall. Dabei ist von Vorteil, wenn 
man den Marktwert seines Autos kennt. Eine 
solche Fahrzeugbewertung kann man selbst 
online in wenigen Minuten durchführen, z.B. 
bei Eurotax. Das kostet weniger als CHF 20 und 
ist gut investiertes Geld. Apropos investieren: 
Wer sein Auto verkaufen möchte, muss zuvor 
etwas Geld in die Hand nehmen: Gründlich 
innen und aussen reinigen ist Pflicht. Zudem 
ist zu überlegen, ob mit geringem Aufwand eine 
frische Motorfahrzeugkontrolle drin liegt. Ist 
das erledigt, geht es darum, den Wagen zu in-
serieren. Dabei haben Onlineportale den früher 
üblichen Kleinanzeigen in der Zeitung den Rang 
abgelaufen.  Der Inserattext sollte Details zur 
Ausstattung und zur Service-Historie enthalten. 
Klar ist: Alle Angaben im Inserat müssen der 
Wahrheit entsprechen. Es weckt zudem Vertrau-
en, wenn das Inserat aussagekräftige Fotos ent-

hält und Mängel 
nicht verschwiegen 
werden. Der Ver-
käufer ist zudem 
verpflichtet, erheb-
liche Mängel, z.B. 
einen grösseren 
Unfallschaden, un-
aufgefordert mitzu-
teilen. 

Besichtigung gut 
vorbereiten
Auch die Besichti-
gung will vorberei-
tet sein: Potenzielle 
Käufer interessie-

ren sich für Fahrzeugausweis, das Protokoll der 
letzten Fahrzeugprüfung und ein möglichst lü-
ckenlos geführtes Serviceheft. Belege über War-
tungsarbeiten und Reparaturen fördern das 
Vertrauen ebenso wie ein sauberes, leergeräum-
tes Auto. Sicherheit geht vor:  Vor der gemein-
samen Probefahrt sollte man sich den Führer-
ausweis zeigen lassen. Besichtigung und Pro-
befahrt dauern erfahrungsgemäss länger als 
gedacht. Eine Stunde vergeht dabei schnell. Ist 
man sich über den Preis einig geworden, sollte 
man auf jeden Fall einen schriftlichen Vertrag 
abschliessen. Beim Kauf von Privat wird in der 
Regel keine Garantieleistung gewährt. Der Käu-

fer kann nur dann den Kaufpreis mindern oder 
vom Vertrag zurücktreten, wenn dem Auto eine 
zugesicherte Eigenschaft fehlt oder der Verkäu-
fer einen Mangel verschwiegen hat. 

Übergabe ist Vertrauenssache
Klar ist: Die Schlüssel sollten erst mit dem Be-
zahlen die Hand wechseln. Aber wie genau läuft 
die Übergabe? Ist das Auto noch eingelöst und 
der Verkäufer kennt den Käufer und vertraut 
ihm, ist es einfach: Der Käufer fordert bei seiner 
Versicherung einen Versicherungsnachweis an, 
fährt mit den noch auf den Verkäufer eingelös-
ten Schildern zum Strassenverkehrsamt, lässt 
den Fahrzeugausweis annullieren und meldet 
das Auto um. 

Im Normalfall annulliert der Verkäufer nach 
Vertragsunterzeichnung seinen Fahrzeugaus-
weis und sendet ihn dem Käufer. Mit diesem 
Dokument kann der Käufer das Auto beim Stras-
senverkehrsamt einlösen. Mit den neuen Kont-
rollschildern holt er dann das Auto ab. In eini-
gen Kantonen darf der Käufer, wenn er bereits 
den Versicherungsnachweis hat, mit seinen Kon-
trollschildern das Auto holen, sofern er sich 
noch am selben Tag beim Strassenverkehrsamt 
einen neuen Fahrzeugausweis ausstellen lässt. 
Komplizierter wird es, wenn ein Verkauf über 
Kantonsgrenzen erfolgt. 

Beim Strassenverkehrsamt erfährt man, wie 
man am besten vorgeht. 

Im Internet finden Sie unter www.
zurichconnect.ch/partnerfirmen alle 
Informationen zu den Angeboten von 
Zurich Connect. Hier können Sie Ihre 
individuelle Prämie berechnen und Ihre 
persönliche Offerte erstellen. Dafür 
benötigen Sie folgendes Login:
ID: zv
Passwort: verband

Oder Sie verlangen über die für 
Mitglieder von Öffentliches Personal 
Schweiz exklusive Telefonnummer 
0848 807 802 eine unverbindliche 
Offerte. Das Kundencenter von Zurich 
Connect ist von Montag bis Freitag von 
8.00 bis 17.30 durchgehend geöffnet.
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TRAUMJOB BEIM KLÄRWERK 
WERDHÖLZLI ZÜRICH
Interview mit Sabine Burger, 
Umweltingenieurin ETH, Stadt Zürich

Menschen im Service public 
*100 Jahre Engagement

Frau Burger, was arbeiten Sie?
Ich arbeite hier auf dem Klärwerk als Ver-

fahrensingenieurin. Ich bin für den ganzen Ab-
wasser- und Klärschlammbereich zuständig. Das 
Klärwerk Werdhölzli ist die grösste kommuna-
le Kläranlage der Schweiz.

Was heisst das konkret? 
Wir haben hier Klärwerkfachleute, die die 

Kläranlage betreiben. Ich bin für die Organisa-
tion im Hintergrund und die Bereitstellung des 
Hintergrundwissens zuständig, damit die Ab-
bauprozesse optimal funktionieren. 

Sind diese Abbauprozesse mechanisch?
Erst wird mechanisch gereinigt, dann biolo-

gisch und chemisch. Für einen optimalen Ab-
bauprozess sind die Anordnung der gesamten 
Anlage und ihre Dimensionierung wichtig. Zu-
dem ist die Auswahl der notwendigen Geräte 
entscheidend, um das gewünschte Ziel zu er-
reichen. 

Ist die Anlage automatisiert?
Ja, das Klärwerk funktioniert grundsätzlich 

vollautomatisch. Voraussetzung ist aber, dass 
die Prozesse und Steuerungen richtig program-
miert werden. Zu meiner Arbeit gehört, die 
Funktionsbeschreibungen für die Programmie-
rungen zu erstellen. Ich lege zum Beispiel fest, 
welcher Schieber wann aufgehen muss, wann 
die Pumpe zu arbeiten beginnt und wann der 
nächste Schieber aufgehen muss. 

Wie oft ändern diese Beschriebe? 
Sie müssen angepasst werden, sobald sich 

das Equipment ändert, also wenn wir zum Bei-
spiel eine neue Maschine erhalten. Wir haben 
kürzlich im Rahmen eines elektrotechnischen 
Projekts alle Steuerungen ersetzt, da sie am 
Ende ihrer Lebensdauer waren. In diesem Fall 
war auch eine Neuprogrammierung notwendig. 
Wird aber nur eine defekte Pumpe durch das 
gleiche Modell ersetzt, ändert sich nichts. 
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Teilweise werden Programmänderungen zu 
Optimierungszwecken vorgenommen. Das sind 
dann aber kleinere Sachen. Eine von Grund auf 
neue Programmierung ist auch immer dann 
notwendig, wenn neue Verfahrensschritte ein-
fügt werden. 

Wie erfolgt die Inbetriebnahme neuer An-
lagenteile?

Inbetriebnahmen mache ich zusammen mit 
dem Programmierer und nach Möglichkeit auch 
mit den Mitarbeitenden im Klärwerk, die die 
Anlage aus dem Alltagsbetrieb kennen. Ich prü-
fe, ob der Programmierer unsere Wünsche um-
gesetzt hat und ob alles so funktioniert, wie wir 
uns das vorgestellt haben. Zum Beispiel, ob die 
Zeiteinstellungen stimmen, also wie viel Zeit 
der Schieber benötigt, um auf- und zuzufahren 
oder wie lange die Überwachungszeit sein muss. 

Wie wird der Optimierungsbedarf festge-
stellt?

Im Alltag arbeiten die Betreiber, also die 
Mitarbeitenden im Klärwerk, mit der Anlage. 
Sie sehen allfälliges Verbesserungspotential und 
kontaktieren mich, wenn sie Vorschläge oder 
Fragen haben. 

Bei den Optimierungen geht es darum, Be-
triebsmittel zu sparen, also Strom, Chemikalien 
oder Entsorgungskosten für den Schlamm. Wir 
versuchen auch, mit optimierten Prozessen die 
Maschinen zu schonen, damit sie eine längere 
Lebensdauer haben. Hauptziel ist aber immer, 
geklärtes und sauberes Abwasser aus der Klär-
anlage fliessen zu lassen. Wir nehmen deshalb 
keine Veränderungen vor, die dies gefährden 
würden.

Wie erfolgt die Kontrolle der Funktionalität? 
Ob das Resultat stimmt, wird bei der Inbe-

triebnahme geprüft. Für die Kontrolle und Ana-
lyse des Abwassers haben wir ein eigenes Labor. 

Ich bin zusätzlich Gruppenleiterin Verfahrens-
technik Labor, das macht aber einen sehr klei-
nen Teil meines Arbeitsalltags aus. 

Was sind sonst noch Ihre Aufgaben?
Wir haben immer verschiedene Projekte lau-

fen, in denen ich mitarbeite. In diesen Projekt-
gruppen bin ich unter anderem die Vermittlerin 
zwischen der Projektierungsabteilung im Büro 
und den Betreibern im Klärwerk. Ich spreche 
quasi beide Sprachen und bin die Schnittstelle 
zwischen Theoretikern und Praktikern. 

Was für eine Ausbildung haben Sie absol-
viert? 

Ich bin diplomierte Kulturingenieuerin Fach-
bereich Umwelt ETH, also Umweltingenieurin.

Nach meinem Studium an der ETH Zürich 
habe ich während sieben Jahren in einem In-
genieurbüro gearbeitet und dort Kläranlagen 
geplant. 

Ich habe auch eine kleine Teilanlage dieses 
Klärwerks hier geplant, die Rücklaufwasserbe-
handlung, deren Bau begleitet und die Inbe-
triebnahme gemacht. Ich war in dieser Zeit 
natürlich viel hier, kannte die Mitarbeitenden 
und habe mich dann, nach Abschluss des Pro-
jekts, für meine heutige, damals gerade freige-
wordene Stelle beworben. 

Wieso haben Sie gewechselt?
In einem Ingenieurbüro plant man ein Pro-

jekt, nimmt es in Betrieb und dann befasst man 
sich mit dem nächsten. Mich hat aber interes-
siert, was nach der Inbetriebnahme passiert, 
wie im von uns geplanten Klärwerk gearbeitet 
wird und was später noch optimiert wird. Alle 
Erfahrungen oder Optimierungen, die die Be-
treiber nach der Inbetriebnahme machen, sind 
für das Planungsbüro nicht erreichbar, obwohl 
dies für zukünftige Projekte hilfreich wäre. Frü-
her war das anders und das Ingenieurbüro er-
hielt nach der Inbetriebnahme lange Nachbe-
treuungsmandate, heute gibt es das aus Kosten-
gründen nicht mehr. 

Ich wollte schon immer hier auf diesem Klär-
werk arbeiten, das war ein Traum von mir. Es 
ist immerhin das grösste der Schweiz.  

Haben Sie den Wechsel auch schon bereut?
Nein, nie. Ich möchte nicht mehr zurück. Es 

war eine gute Zeit im Ingenieurbüro, ich habe 
viele Kläranlagen gesehen und ich konnte viel 
Erfahrung sammeln, aber es ist nun auch schön, 
fix in einem Betrieb zu arbeiten und die Anlage 
weiterentwickeln zu können. 
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Ihre Arbeit scheint Ihnen Spass zu machen?
Ja, sehr. 

Gibt es auch etwas, das Ihnen nicht so gut 
gefällt? 

Es gibt immer Dinge, die man weniger gern 
macht, aber das gehört dazu. Es gibt nichts, das 
negativ heraussticht. 

Sind Sie mit der Stadt Zürich als Arbeit- 
geberin zufrieden?

Ja, die Stadt Zürich ist eine sehr gute und 
grosszügige Arbeitgeberin. 

Wie sieht ein typischer Arbeitstag aus?
Das variiert, je nach den laufenden Projekten 

und deren Stand. Wir haben zum Beispiel kürz-
lich die neue Klärschlammverwertungsanlage 
in Betrieb genommen. Während solchen Inbe-
triebnahme-Phasen komme ich morgens um 
7.00 Uhr ins Büro und beantworte Mails. Danach 
arbeite ich ab 7.30 Uhr auf der Anlage mit den 
Programmierern an der Optimierung, probiere 
verschiedene Einstellungen, löse praktische Pro-
bleme und kontrolliere, ob alles so funktioniert, 
wie wir uns das vorgestellt haben. Abends gehe 
ich dann nochmals in Büro, um nachzuschauen, 
was sonst noch so angefallen ist. 

Während der Projektierungs- und Planungs-
phase bin ich mehr im Büro tätig, muss planen, 
Daten auswerten oder Sitzungen vorbereiten. 
Für die Bearbeitung eines Projekts muss man 

extrem viele Informationen zusammensuchen, 
bei den Betreibern im Klärwerk beschaffen, 
auswerten und aufbereiten. 

Was für Daten müssen Sie auswerten?
Es fallen sehr viele Betriebsdaten an in einem 

Betrieb wie dem unseren, z.B. Wassermengen, 
Qualitätsgrössen des Abwassers oder Schlam-
mes, Gasmengen, Energiedaten, usw.. Diese 
muss ich aufbereiten, auswerten und darstellen. 

Also ist die Zeit während der Inbetriebnahme 
für Sie die strengste Zeit?

Ja, das ist eindeutig die intensivste Zeit, aber 
auch sehr interessant. 

Wie verteilt sich Ihre Arbeitszeit auf die 
 Arbeit auf der Anlage und im Büro? 

Über das ganze Jahr gesehen bin ich ca. 40 % 
meines Pensums auf der Anlage, die restlichen 
60 % im Büro. Das ist für mich eine sehr gute 
Mischung. 

Wann kam das Interesse für Klärwerkanla-
gen? 

Erst während des Studiums, ich fand die 
Thematik sehr interessant. Das Klärwerk Wer-
dhölzli hatte mich bereits damals fasziniert, weil 
es eine ganz bedeutende Klärwerkanlage ist. Es 
gibt schweizweit nur wenige Arbeitsstellen wie 
meine hier, da die kleineren Klärwerke keine 
eigenen Umweltingenieurinnen einstellen. Ich 

bin deshalb sehr glücklich, hier arbeiten zu 
können. 

Wie sind die Reaktionen in Ihrem Umfeld 
auf Ihre Arbeitsstelle? 

Die meisten finden es toll, dass ich Umwel-
tingenieurin bin. Wenn ich dann aber erzähle, 
dass ich in einem Klärwerk arbeite, ist die Be-
geisterung meist schnell weg. Die erste Reakti-
on ist oft ablehnend, weil Klärwerke mit Ge-
stank in Verbindung gebracht werden und die 
meisten Menschen nichts damit zu tun haben 
wollen. 

Das Thema und unsere Arbeit hier sind aber 
sehr interessant und vielseitig, die Vorurteile 
sind falsch.

Wie empfinden Sie den Unterschied zwischen 
privatem und öffentlichem Arbeitgeber? 

Für mich macht es keinen grossen Unter-
schied; ich denke aber, dass je nach Position 
schon spürbar ist, dass der Druck im öffentli-
chen Dienst nicht ganz so gross ist wie teilwei-
se in der Privatwirtschaft. Wir sind unabhängi-
ger und stehen weniger unter einem Produkti-
vitäts- oder Leistungsdruck.

Was sind die nächsten Projekte?
Wir bauen im Moment die nächste Reini-

gungsstufe für die Elimination von Mikroverun-
reinigungen wie Rückstände von Pflanzen-
schutzmitteln, Medikamenten usw. Das Wasser 

Klärwerk Werdhölzli Zürich
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wird dort mit einem extrem scharfen Oxidati-
onsmittel, mit dem die Stoffe nochmals aufge-
brochen werden, behandelt. Es geht dann durch 
einen weiteren biologischen Filter, damit noch-
mals ein Teil dieser Stoffe abgebaut werden 
kann. 

Geplant ist ausserdem, die ganze Schlamm-
behandlung zu erneuern. Sie wurde 1985 fer-
tiggestellt und muss in den kommenden Jahren 
ersetzt werden. Hier zeigt sich auch, wie viel 
Zeit ein Projekt in Anspruch nimmt. Dieses hat 
bereits 2012 begonnen: Wir mussten erst defi-
nieren, wie wir die Erneuerung angehen möch-
ten, dann wie das Projekt organisiert wird und 
ob eine Studie erstellt werden soll. Wir haben 

anschliessend drei Studien ausarbeiten lassen 
und aus diesen eine eigene verfahrenstechni-
sche Lösung kreiert, also definiert, welche Stu-
fen wir nacheinander einsetzen wollen. Für die 
Umsetzung haben wir nun einen Generalplaner 
gesucht. Mittlerweile wurde das Vorprojekt ge-
startet. 

Ziel ist, 2017 mit dem Umbau zu beginnen, 
die Inbetriebnahme wäre dann ungefähr im Jahr 
2020. 

Da es um ein Investitionsvolumen von rund 
CHF 50 Millionen geht und die politischen Pro-
zesse mitberücksichtigt werden müssen, braucht 
es vom Planungsstart bis zur Inbetriebnahme 
einfach eine gewisse Zeit. 

Hat die Verschmutzung hinsichtlich Mikro-
verunreinigungen in den letzten Jahren 
zugenommen?

Ja, das schon; es kommen jährlich rund 
300 000 neue Stoffe auf den Markt. Gleichzeitig 
können wir heute durch neue Methoden im 
Wasser Stoffe feststellen, die wir früher nicht 
gefunden haben. 

Problematisch sind meines Erachtens die 
Nanoverschmutzungen wie Medikamentenrück-
stände oder Hormone. Man weiss noch nicht, 
wie sich diese Stoffe auf unsere Gesundheit 
auswirken. Heute sind wir bei der Reinigung 
von Mikroverunreinigungen, die Nanoverunrei-
nigungen können noch nicht herausgefiltert 
oder biologisch abgebaut werden. 

Gibt es auch schwierige Situationen bei der 
Arbeit? 

Ja. Wenn ein Lastwagen mit Benzin verun-
glückt, kommt das verschmutzte Wasser hier bei 
uns an und zerstört unsere ganze Biologie, das 
ist schlimm. Für solche Fälle gibt es aber Krisen-
Szenarien. Da wir solch massiv verschmutztes 
Wasser nicht zwischenstauen können, müssen 
wir in einem solchen Fall einen Teil unserer 
Biologie opfern. 

Schwierige Situationen ergeben sich auch, 
wenn bei einer Inbetriebnahme etwas nicht 
richtig funktioniert. Das ist auch persönlich 
schwierig, aber wir sind in solchen Fällen gut 
abgestützt im Team.

Wie entspannen Sie sich in der Freizeit? 
Ich treibe sehr gerne Sport: Joggen, Langlau-

fen, Mountainbiken, Schneeschuhlaufen.

Vielen Dank für das Gespräch.

Studium 

•	 ETH Zürich 
•	 EPF Lausanne
•	 Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW)
•	 Fachhochschule Ostschweiz (FHO)
•	 Haute école du paysage, d’ingénierie et 

d’architecture de Genève HEPIA
•	 HES-SO Wallis. 

Tätigkeit

Analyse, Nutzung, Erhaltung und Sanierung  
des Ökosystems (Boden, Wasser und Luft) 

Arbeitgeber

•	 Ingenieurbüros 
•	 Industriebetrieben 
•	 Öffentliche Verwaltung 
•	 Unternehmen, die sich mit der Versorgung 

natürlicher Ressourcen und Entsorgung von 
Abfallstoffen beschäftigen

UMWELTINGENIEUR/IN
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Verband Staats- und Gemeindepersonal BL (VSG)
KANTON BASEL-LANDSCHAFT

Lohnrunde 2016 / Stellenabbau

Theres Demont 
Geschäftsleitungs- und Vorstandsmitglied

Der Landrat des Kantons Basel-Land-
schaft beschloss am 22. Oktober 2015 
per 1. Januar 2016 eine Lohnredukti-
on für das gesamte Staatspersonal 
um 1 Prozent. Mit dieser Massnahme 
soll der Staatshaushalt um sechs Mil-
lionen Franken entlastet werden. Da-
gegen wurde von mehreren Betroffe-
nen Beschwerde erhoben, da der 
Kanton die Lohnkürzung vorgenom-
men hat, ohne dass die Kündigungs-
frist eingehalten wurde. 

Der Kanton ist der Ansicht, dass es sich bei 
der Lohnreduktion nicht um eine Vertragsän-
derung handeln würde. Gleichzeitig wurde 
aber beschlossen, dass für Personen, welche 
per Ende 2015 ihren Arbeitsvertrag kündigten, 
für die verbleibende Zeit bis Ende März 2016 
der alte Lohn Gültigkeit behalten soll. Dies 
wird von den Personalverbänden als Ungleich-
behandlung gegenüber den übrigen Staatsan-
gestellten, welche ihr Arbeitsverhältnis beibe-
halten, angesehen. Man darf dem Ergebnis 
gespannt entgegensehen, denn, sollten die 
Gerichte die Auffassung von Landrat und Re-
gierung  nicht teilen, darf bezweifelt werden, 
wie nachhaltig diese «Entlastungsmassnahme» 
schlussendlich ist. Eines ist auf jeden Fall 
schon erreicht worden, bei vielen Mitarbeiten-
den dürfte die Einsatzbereitschaft und Loyali-
tät zu ihrem Arbeitgeber drastisch gesunken 
sein. Ob das dem Wohl des Staates resp. der 

Allgemeinheit dienlich ist, darf mit Fug und 
Recht bezweifelt werden. 

Nicht zu vergessen ist weiter, dass die An-
gestellten im Zuge der Sanierung der Pensi-
onskasse bereits seit letztem Jahr empfindliche 
Lohneinbussen hinnehmen müssen, welche je 
nach Einkommen mehrere hundert Franken 
betragen! Was zudem ein Teuerungsausgleich 
ist, wissen viele schon bald gar nicht mehr. 
Wissen tun sie hingegen sehr wohl, dass auch 
bei einer sogenannten Null- oder Minusteue-
rung die Prämien für die obligatorische Kran-
kenversicherung trotzdem «munter» weiterstei-
gen!

Dass dann auch gleich noch der 100-frän-
kige Beitrag pro Person an den jährlichen 
Betriebsanlass gestrichen wurde, passt ins 
Bild. Wie heisst es doch sonst immer: Zufrie-
dene Mitarbeitende sind ein hohes Gut…..?!

Als ob das alles nicht schon genug wäre, 
ist nun auch die Umsetzung einer zehnpro-
zentigen Reduktion des Personalaufwandes im 
Gange. Mit Mail vom 2. Februar 2016 wurden 
alle Mitarbeitenden informiert, dass der Re-
gierungsrat mit der Finanzstrategie beschlos-
sen habe, bis Ende 2019 eine solche zehnpro-
zentige Reduktion des Personalaufwandes 
vorzunehmen. Umgesetzt werden soll die 
Massnahme wie folgt:

1.	 Leistungsüberprüfung mit entspre-
chender Personalkostenreduktion, als  
«Top Down»-Massnahme:

•	 Anpassung bestehender Arbeitsverhältnisse 
und Stelleninhalte

•	 Überprüfung der Stellenwiederbesetzungen, 
um Personalfluktuationen zur Zielerrei-
chung zu nutzen

•	 Einbezug vorzeitiger und ordentlicher Pen-
sionierungen, d.h. gemäss Mail Einleitung 
von Früh- oder Teilpensionierungen

•	 Entlassungen

2.	 Vorgehen «Bottom Up» (Zitat):
«Als Mitarbeitende sind Sie zudem gebeten, 
sich über Ihre Stelle und einen möglichen 
Leistungsabbau, der eine Pensenreduktion zur 
Folge haben kann, Gedanken zu machen. 
Überlegen Sie sich auch, ob Sie eine Pensen-
reduktion wünschen. Wichtig ist, dass eine 

Pensenreduktion zwingend mit einem entspre-
chenden Leistungsabbau verbunden ist: Es 
geht nicht darum, dass Sie die gleiche Arbeit 
für weniger Lohn ausführen!

Falls Sie Hinweise und Ideen betreffend 
Leistungsabbau oder Organisations- und Pro-
zessoptimierungen haben, sind Sie gebeten, 
dies Ihrer/Ihrem direkten Vorgesetzten zu mel-
den.»

Die Frage sei erlaubt: Wer beantragt denn 
schon selber, dass seine Stelle aufgehoben 
werden soll? Und wie hoch sind solche Ein-
sparungen, wenn als Folge die Arbeitslosen-
kasse oder die Sozialhilfe (= öffentliche Gel-
der) einspringen müssen? Wie kommuniziert 
der oder die Angestellte seinen Kundinnen 
und Kunden, dass aufgrund einer Pensenre-
duktion nun Dienstleistungen nicht mehr er-
bracht werden? Wie sollen gesetzlich vorge-
schriebene Dienstleistungen «reduziert» er-
bracht werden? Fragen über Fragen, aber 
Antworten sind nicht in Sicht! Für grossen 
Unmut sorgt auch der Umstand, dass wieder 
einmal v.a. Stellen im  tieferen Lohnsegment 
gestrichen werden, aber im Hochlohnsegment 
trotzdem sogar noch neue Stellen geschaffen 
werden!

Theres Demont, 
Vorstandsmitglied VSG, 

Geschäftsleitungsmitglied ZV 
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Baselstädtischer Angestelltenverband (BAV)
KANTON BASEL-STADT

Offene Fragen zum Umwandlungssatz 
der Pensionskassen

Dr. Georg Schürmann 
Sekretär BAV

Daten 2016
Ordentliche Mitglieder-
versammlung BAV:   19. Mai 2016

Pensionierten-Ausflug: 
Donnerstag, 26. Mai 2016 (ganztags)

Pensionierten-Stamm: 
Dienstag, 29. März 2016

Dienstag, 21. Juni 2016

Dienstag, 16. August 2016

Dienstag, 11. Oktober 2016

Dienstag, 6. Dezember 2016

jeweils im Restaurant Stadthof, 
Gerbergasse 84 (am Barfüsserplatz) im 

1. Stock ab 15.00 Uhr bis ca. 17.30 Uhr

Zur Kernaufgabe des BAV gehört seit 
jeher die Prüfung und Entwicklung 
der Anstellungsbedingungen des 
baselstädtischen Kantonspersonals, 
wozu auch die Regelungen der Alters-
vorsorge gehören. So hat sich der BAV 
in den vergangenen Jahren immer 
wieder aktiv in die Diskussion zu den 
diversen Revisionen des Pensions-
kassengesetzes eingebracht und die-
se begleitet. In den letzten Monaten 
sind diverse Fragen zum Umwand-
lungssatz aufgetaucht und der Ver-
band hat sich zur Beantwortung der-
selben direkt an die Pensionskasse 
gewandt. Der nachfolgende Bericht 
gibt einen Überblick über die Thema-
tik.

I.	 Der Umwandlungssatz
Im Zusammenhang mit der beruflichen Vorsor-
ge gibt der Umwandlungssatz Auskunft über 
den Prozentsatz des angesparten Kapitals, wel-
cher den Pensionierten als Rente jährlich aus-
bezahlt wird (vgl. zum aktuellen Satz Art. 14 
Abs. 2 BVG). Die Höhe des Umwandlungssatzes 
steht in engem Zusammenhang mit der Lebens-
erwartung der jeweiligen Rentnergeneration.

Annahmen des BAV zeigen, dass unter Be-
rücksichtigung des Geschlechts und der Lebens-
situation in der Schweiz die durchschnittliche 
Lebenserwartung für Frauen 87,1 und für Män-
ner 84,1 Jahre beträgt und es hat sich in diesem 
Zusammenhang unter anderem die Frage ge-

stellt, welches die Grundlage für diese Annah-
men ist. Der BAV hat daraufhin diese und an-
dere Fragen im Zusammenhang mit dem Um-
wandlungssatz an den Experten der PKBS ge-
richtet:

•	 Mit den Daten der vormaligen Pensionskas-
senregelung (Pensionierung mit 63 Jahren, 
technischer Zins  4 %, Leistung 65 % des ver-
sicherten Lohnes sowie denselben Lebens-
erwartungen) wurde angenommen, dass das 
Alterskapital aufgebraucht wird. So gelingt 
es, einen Wert für das Alterskapital zu finden. 
Allerdings hat diese Methode den Nachteil, 
dass für die alte Kasse vor zehn Jahren an-
dere Lebenserwartungen wirksam waren. 
Also wird dieser angenommene Wert für das 
Alterskapital unter dem Leistungsprimat mit 
Pensionsalter 63 nicht richtig sein. Hier könn-
te Klarheit geschaffen werden, indem der 
Wert des Alterskapitals in Prozent des versi-
cherten Lohnes genannt wird, welcher ein 
Versicherter mit Alter 63 am 31. Dezember 
2015 in die neue Kasse mitnehmen wird.

•	 Die Altersdifferenz bei den 84-jährigen Män-
nern zu ihren Witwen beträgt gemäss den 
von der PKBS herangezogenen Grundlagen 
minus 7 Jahre. In der Machbarkeitsstudie von 
«AON, Deprez, Libera» für das Bundesamt für 
Statistik wird von einer Differenz von 6 Jah-
ren gesprochen, in anderen Dokumenten 
sogar nur von 5 Jahren. Im Gegensatz zu den 
Lebenserwartungszahlen, welche immer auf 
eine Kommastelle genau angegeben werden, 
ist bei der Altersdifferenz immer nur von 
ganzen Jahren die Rede. Es macht den An-

schein, dass diese wichtige Zahl nur geschätzt 
wird und es wäre notwendig zu wissen, wie 
diese Zahl zustande kommt bzw. warum sie 
nicht auf eine Dezimalstelle angegeben wird 
und letztlich, warum für die PKBS 7 Jahre 
gelten soll und nicht wie bspw. in Zürich nur 
6 oder 5 Jahre. 

•	 Die PKBS bietet für Versicherte eine Früh-
pensionierung zu den gleichen Konditionen 
wie bei einer Pensionierung mit 65 Jahren, 
allerdings noch mit zusätzlichen Überbrü-
ckungsrenten. Dies unter der Annahme, dass 
die Kasse auch bei 62-jährigen Frührentnern 
bei einem Umwandlungssatz von 5,8 % ge-
nügend Kapital haben wird, um alle Renten 
zu bezahlen, demnach also optimal einge-
stellt ist. Bei einem 65-jährigen Versicherten 
ist beim gleichen Umwandlungssatz (5,8 %) 
ein grosses Restkapital zu erwarten. Nach 
Schätzungen des BAV und unter Berücksich-
tigung der teilweisen Performance der PK 
BS in den letzten Jahren (bis zu +7.4 %)  
könnte der Umwandlungssatz für Pensions-
alter 65 auf 6,3 % angehoben werden. In die-
sem Falle würde das Restkapital aufge-
braucht. 

Kontaktmöglichkeit

Adresse:	 St. Alban-Vorstadt 21, 
	 4052 Basel
Telefon:	 061 272 45 11
Fax:	 061 272 45 35
E-Mail:	 info@bav-bs.ch
Website:	 www.bav-bs.ch
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Personalverband der Stadt Bern
STADT BERN

Einladung zur Hauptversammlung 2016
Montag, 4. April 2016, 17.30 Uhr
im Saal des Hotel Kreuz, Zeughausgasse 41, Bern

Traktanden: 
1.	 Protokoll der Hauptversammlung vom  

16. März 2015
2.	 Jahresbericht 2015
3.	 Standespolitik/aktuelle Themen
4.	 Rechnungsablage 2015
5.	 Revisionsbericht/Decharchéerteilung
6.	 Budget 2016
7.	 Wahlen
8.	 Ehrung
9.	 Verschiedenes/Wortmeldungen
10.	 Referat von Herrn Jürg Schad, Leiter
	 Personalvorsorgekasse Bern
11.	 Gemeinsamer Imbiss

Anmeldungen bis spätestens 25. März 2016 
an:
Werner Wirth, Bahnweg 4, 3125 Toffen, oder 
per E-Mail an werner.wirth@ewb.ch. Die Anmel-
dung direkt über die Homepage ist nicht mehr 
möglich!

Der Präsident Simon Bühler
und der Vorstand

Anmeldetalon
für die Hauptversammlung des 

Personalverbandes der Stadt Bern 

vom Montag, 4. April 2016, 17.30 Uhr

Name: 

Vorname: 

Strasse:

Ort: 

Teilnahme mit Essen:  Ja    Nein

Unterschrift:

II.	 Einholung einer Expertenmeinung
Nach wie vor verhält es sich so, dass die Ant-
worten auf die vorstehenden Fragen nicht rest-
los geklärt sind, der Vorstand des BAV die sich 
stellenden Fragen aber mit der PKBS erörtern 
möchte. Aufgrund der Komplexität der Thema-
tik hat der Vorstand des BAV beschlossen, die 
offenen Punkte vorgängig von einem Experten 
prüfen und beurteilen zu lassen, wobei unter 
anderem folgende Fragen im Zentrum stehen:

•	 Wie hoch ist das Rentenkapital im Alter 63 
für Personen, die nach der alten Regelung 
ihre Beiträge bezahlt haben?

•	 Wie hoch wird das Alterskapital im Alter 65 
sein, für Personen, welche ihre Beiträge nach 
dem neuen Schema einzahlen werden?

•	 Der Umwandlungssatz wurde auf 5,8 % im 
Alter 65 bestimmt. Welcher Kapitalanteil muss 
für die obligatorische Vorsorge zu 6,8 % ver-

gütet werden? Wie gross wäre der Umwand-
lungssatz für überobligatorisches Kapital?

•	 Warum werden bei der Berechnung der Le-
benserwartung nicht die Zahlen des statisti-
schen Amtes der Schweiz und deren Entwick-
lung in den letzten Jahren als Grundlage 
verwendet? 

•	 In der PKBS kann man zu einem Umwand-
lungssatz von 5,8 % bereits im Alter 62 pen-
sioniert werden. Unter Annahme, dass das 
Kapital aufgebraucht wird, stellt sich die 
Frage, warum mit höherem Pensionierungs-
alter zum gleichen Satz von 5,8 % nicht ein 
grosser Anteil des Kapitals nach dem Ent-
richten der Rente und Witwenrente übrig 
bleibt? Um alle Pensionierungsalter gleich zu 
behandeln, wäre auch denkbar, den Um-
wandlungssatz von 5,8 % im Alter 62 auf 6,3 % 
im Alter 65 abgestuft zu erhöhen. Wenn die 
zusätzlichen Überbrückungsrenten noch ein-

berechnet würden, könnten die Umwand-
lungssätze für höhere Alter noch einmal an-
gehoben werden.

Der BAV hofft, dass die Expertenmeinung zu 
den vorgenannten Fragestellungen noch im ers-
ten Halbjahr 2016 vorliegen werden und er wird 
anschliessend über das weitere Vorgehen befin-
den.

Georg Schürmann, 
Rechtsanwalt
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Aus dem Vorstand
Leider muss ich den Jahresbericht 2015 mit 
einer schlechten Nachricht aus dem Vorstand 
des Verbands beginnen. Anfang September 2015 
hat unser ehemaliger Präsident und aktueller 
Verbandssekretär Martin Arn einen schweren 
Hirnschlag erlitten. Nach einer ersten sehr 
schwierigen Zeit, unmittelbar nach dem Vorfall, 
befindet sich Martin nun zum Glück auf dem 
Weg der Besserung. Leider sind aktuell noch 
Beeinträchtigungen vorhanden, trotzdem blickt 
Martin mit viel Zuversicht und Mut in die Zu-
kunft. Seit Ende November 2015 wohnt Martin 
in einer Rehabilitationseinrichtung in Tschugg, 
in welcher er die nötigen Therapiemöglichkei-
ten nutzen kann. 

Auch auf diesem Weg wünschen wir Martin 
gute Besserung und viel Zuversicht, auch Silvia 
wünschen wir weiterhin viel Kraft auf dem ge-
meinsamen Weg der Genesung.

Zur Personalvorsorgekasse
Noch mehr als im Jahr zuvor war die Personal-
vorsorgekasse (PVK) das Hauptthema unserer 
Verbandstätigkeit im 2015. Wegen der politisch 
definierten Fristen rückte der geforderte Pri-
matwechsel stark in den Fokus unserer Ver-
bandsarbeit.

Im März 2012 war im Stadtrat eine Motion 
erheblich erklärt worden, die vom Gemeinderat 
verlangt, bis Ende März 2016 ein Reglement 
vorzulegen, das den Wechsel vom Leistungs- 
zum Beitragsprimat der Personalvorsorgekasse 
vorsieht (Primatwechsel).

Bevor wir in die Verhandlungen mit dem 
Gemeinderat einstiegen, erstellten wir einen 

Personalverband der Stadt Bern
STADT BERN

Jahresbericht 2015

Simon Bühler 
Präsident

Forderungskatalog. Dieser wurde am 18. No-
vember 2014 an einer gemeinsamen Mitglieder-
versammlung von vpod und PVSB beschlossen 
und an den Gemeinderat weitergereicht. 

Wir gehen von den Bedingungen für Beiträ-
ge und Renten aus, die per 1.1. 2015 bei der 
PVK gelten.
•	 Für uns muss ein Leistungsziel von 61,2 % 

bei einer Pensionierung mit 63 Jahren auch 
im Beitragsprimat erreicht werden. Dies muss 
schriftlich und verbindlich festgeschrieben 
werden. 

•	 Bei einem Primatwechsel erscheint uns eine 
Ausfinanzierung auf 100 % zum Zeitpunkt 
des Primatwechsels notwendig. 

•	 Die Wertschwankungsreserven von 21,9 % 
müssen aufgebaut werden und zum Zeit-
punkt des Primawechsels gedeckt sein.

•	 Zur Übergangsgeneration gehören alle Per-
sonen, die zum Zeitpunkt des Primatwechsels 
bei der Stadt Bern, bei Bernmobil, bei Ener-
gie Wasser Bern und den weiteren ange-
schlossenen Firmen angestellt sind. Bei ihnen 
muss die Initialgutschrift aufgrund des Leis-
tungsziels von 61,2 % mit 63 Jahren festge-
setzt werden.

•	 Die Risikoleistungen bleiben im Leistungs-
primat.

Wir haben zudem immer klar formuliert, dass 
es nach der vom Stadtrat am 16. Oktober 2014 
beschlossenen Ausfinanzierung grundsätzlich 
keine Änderungen am Reglement über die Per-
sonalvorsorgekasse der Stadt Bern braucht. Es 
sollte vorerst einmal 
abgewartet werden, 
bis alle Massnahmen 
zu wirken beginnen, 
dies insbesondere, 
weil die Übergangs-
fristen bis 2018 dau-
ern. Es entspricht je-
doch auch unserem 
Grundsatz, auf Diskus-
sionen einzutreten 
und den sozialpartner-
schaftlichen Austausch 
zu pflegen.

Darum nahmen wir 
im Jahr 2015 an vier 
internen Arbeitsgrup-

pensitzungen mit Arbeitnehmer- und Arbeitge-
ber-Vertretern teil und brachten unsere Anliegen 
ein.

Ebenfalls zeigten wir unser geplantes Vor-
gehen als Verband transparent auf. Von Anfang 
an war eine erneute Mitgliederversammlung 
PVSB/vpod vorgesehen, um dort den Mitglie-
derbeschluss zur Vernehmlassungsantwort de-
mokratisch festzulegen. Aufgrund der sehr gu-
ten Verhandlungsergebnisse und des Umstands, 
dass unsere Forderungen im Vernehmlassungs-
entwurf alle eingearbeitet wurden, konnten wir 
am 26.1.2016 mit einem fast einstimmigen Be-
schluss unsere Vernehmlassungsantwort verab-
schieden. Darin haben wir die folgenden Punk-
te nochmals beschrieben:

Der definierte Forderungskatalog zusammen 
mit dem Gemeinderatsbeschluss ist von zentra-
ler Bedeutung und für unsere Beurteilung des 
Resultats entscheidend. Uns erscheint die aktu-
ell vorliegende Totalrevision ausgewogen und 
für alle Beteiligten tragbar. Die zukünftigen 
Risiken aller Beteiligten werden beachtet, und 
der Ausfinanzierungsprozess bleibt ungestört. 
Für die Personalverbände ist es entscheidend, 
dass die vorliegende Revision als Gesamtpaket 
betrachtet wird. Würden beispielsweise nach-
träglich die beschlossenen Ausfinanzierungs-
modalitäten verändert, müssten wir auf die 
sofortige Behebung der Unterdeckung und die 
Ausfinanzierung der Wertschwankungsreserven 
bestehen, was sehr hohe Kosten verursachen 
würde. Ein Primatwechsel darf nicht zu einer 
Verschlechterung des Rentenziels mit 63 Jahren 
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führen, und wir stimmen einer Veränderung nur 
zu, wenn der Verfassungsauftrag auf eine Wei-
terführung des bisherigen Lebensstandards – 
wie jetzt angedacht – auch für die tieferen Ein-
kommen wieder erfüllt wird.

Anfang 2016 werden die Vernehmlassungs-
resultate vorliegen. Auch der Terminplan für die 
politische Debatte dieses wichtigen Geschäfts 
wird bekannt sein. Sehr gespannt und für wei-
tere Schritte gut vorbereitet erwarten wir die 
Entwicklung dieses Geschäfts.

Aus dem Verband
Ende 2014 führten wir in unserem Personalver-
band ein neues Adressverwaltungsprogramm 
ein. Dabei fiel uns ein weiteres Mal der Rück-
gang unseres Mitgliederbestands auf. Diesen 
Mitgliederrückgang müssen wir zwingend stop-
pen. Dazu haben wir all unsere Vertrauensper-
sonen angeschrieben und sie auf die besorgnis-
erregende Entwicklung aufmerksam gemacht. 
Zudem haben wir die Aktion «Mitglieder werben 
Mitglieder» gestartet, bei welcher jedes Ver-
bandsmitglied bei der erfolgreichen Anwerbung 
eines Neumitglieds mit einem Rekacheck im 
Wert von 50 Franken belohnt wird. 

Um in den Verhandlungen weiterhin schlag-
kräftig auftreten zu können, ist eine grosse Mit-
gliederanzahl von zentraler Bedeutung. Es 
sollte uns daher allen ein Anliegen sein, den 
Mitgliederbestand zu erweitern.

Zur Teuerung
Der Personalverband der Stadt Bern hat, wie 
jedes Jahr, zusammen mit dem VPOD Ende 2014 
mit dem Gemeinderat Verhandlungen über den 
Teuerungsausgleich geführt. 

Klar war, dass wir keinen Anspruch auf einen 
Teuerungsausgleich haben. Trotzdem haben wir 
erreicht, dass der Gemeinderat bei positivem 
Geschäftsabschluss eine Anerkennungsprämie 
auszahlt. An einer Sitzung im März 2015 mit 

Gemeinderat Alexandre Schmidt konnte die 
Anerkennungsprämie beschlossen werden. Alle 
Mitarbeitenden, die Ende Jahr 2014 bei der Stadt 
beschäftigt waren, erhalten mit dem Märzlohn 
2015 eine einmalige Anerkennungsprämie. Die 
Prämie beträgt für Beschäftigte im Monatslohn 
Fr. 300.00 oder Fr. 150.00 bei einem Beschäfti-
gungsgrad von unter 50 Prozent. Für Mit- 
arbeitende im Stundenlohn wird die geleistete 
Stundenzahl im Jahr 2014 in einen Beschäfti-
gungsgrad umgerechnet. Alle Lernenden sowie 
Praktikanten erhalten eine halbe Anerkennungs-
prämie von Fr. 150.00.

Mitwirkungen und Stellungnahmen 
In der Berichtperiode 2015 haben wir unsere 
Stellungnahmen zu folgenden Themen abgege-
ben. Die Stellungnahmen der Sozialpartner wur-
den jeweils von VPOD und PVSB gemeinsam 
eingereicht.

•	 Teilrevision der Personalverordnung der Stadt 
Bern (PVO) der Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen für Arbeitsverträge mit Vertragsan-
gestellten (AVB) der Stadt Bern

•	 Teilrevision der Verordnung vom 17. Dezem-
ber 1997 über die Steuereinlagen für das 
Gemeindepersonal (Steuereinlagekassenver-
ordnung VSEK); Änderung der Methode für 
die Festlegung des Zinssatzes

Zusammenarbeit mit dem Kaufmännischen 
Verband
Die Zusammenarbeit und der Informationsaus-
tausch mit dem KV funktionierten unverändert 
sehr gut. 

Im Berichtsjahr konnten die Rechtsberatun-
gen für unsere Mitglieder wie gewohnt erfolg-
reich durchgeführt werden. Der KV unterstütz-
te uns, insbesondere bezüglich der Verhand-
lungen zum GAV ewb. 

Gesamtarbeitsvertrag (GAV) ewb
Der seit 1. Januar 2013 gültige Gesamtarbeits-
vertrag (GAV) hat sich in der Praxis bewährt. 
Die dazugehörenden Anstellungsbedingungen 
präzisieren im Sinne der Ausführungsbestim-
mungen die Details des GAV. Sie erleichtern 
damit auch eine transparente Umsetzung. 

Bemerkenswert im Berichtsjahr war sicher-
lich die Einführung der Taggeldversicherung 
durch die Direktion. Sie hat bei den Vertrags-
partnern nicht nur eitel Freude ausgelöst. Ins-
besondere bemängelten sie die Art und Weise 
der Kommunikation sowie die kurzfristige Um-
setzung. Zwar konnten sich die Vertragspartner 
zur Einführung der Taggeldversicherung äus-
sern, ihre Einwände und Bedenken fanden je-
doch bei der Direktion kein Gehör. Dieser Zwist 
belastete für einige Woche das sozialpartner-
schaftliche Klima. Schliesslich konnten die un-
terschiedlichen Standpunkte an einer gemein-
samen Aussprache bereinigt werden.

Am 1. Januar 2015 nahm der neugewählte 
Personalausschuss seine Arbeit auf. Mit Pascale 
Schneeberger und Manfred Hohner ist der Per-
sonalverband der Stadt Bern aktuell mit zwei 
Mitgliedern darin vertreten. In den ersten Wo-
chen ging es primär um das gegenseitige Ken-
nenlernen und darum, die Kontakte zwischen 
Vertragspartnern und Personalausschuss sicher-
zustellen. Im September fand eine zweitägige 
Weiterbildungsveranstaltung in Spiez statt, die 
durch die drei beteiligten Vertragspartner orga-
nisiert wurde. Geschäftsleitung, Vertragspartner 
und Personalausschuss trafen sich zweimal zu 
einer gemeinsamen Aussprache. Die Direktion 
orientierte dabei über den Geschäftsgang, die 
unternehmerischen Ziele und die strategischen 
Geschäftsabsichten. Von Arbeitnehmerseite wur-
den aktuelle Personalanliegen eingebracht. 

Ebenfalls zweimal tagte die Paritätische Kom-
mission: Sie diskutierte Umsetzungsfragen aus 
dem laufenden Gesamtarbeitsvertrag.
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Im November 2015 standen die Lohnverhand-
lungen mit der Direktion an. Angesichts des 
wirtschaftlich schwierigen Umfelds waren die 
Erfolgsaussichten gedämpft, zumal die Jahres-
teuerung zum zweiten Mal in Folge negativ 
ausfiel. Unter diesen Vorzeichen lässt sich das 
Verhandlungsergebnis durchaus sehen: Die Löh-
ne der EWB-Mitarbeitenden werden individuell 
um 0,8 Prozent angehoben, weiter können sie 
mit einer zusätzlichen Erfolgsbeteiligung von 
0,6 Prozent rechnen.

Pensionierten-Wandergruppe
Die Pensionierten-Wandergruppe ist nach wie 
vor eine der aktivsten Gruppen innerhalb un-
seres Verbands. 

Die Beliebtheit der Gruppe lässt sich daran 
ablesen, dass im Berichtsjahr wiederum zahl-
reiche Anlässe mit vielen Teilnehmern durch-
geführt werden konnten. 

Der Vorstand
An dieser Stelle möchte ich zuerst all meinen 
Vorstandkollegen für ihre stets freundliche und 
angenehme Zusammenarbeit danken. Wir bli-
cken auf ein intensives und emotionales Ver-
bandsjahr zurück. Mit dem bereits beschriebe-
nen Ausfall von Martin haben wir eine unserer 
stärksten Kräfte im Verband zeitweilig verloren. 
Durch die intensiven und zeitbeanspruchenden 
Verhandlungen betreffend der PVK mussten wir 
eine gewisse Priorisierung unserer Verbandsthe-
men vornehmen. Nach dem Motto «Aufgescho-
ben ist nicht aufgehoben» werden wir uns in 
naher Zukunft jener Themen annehmen, die 
2015 nicht an vorderster Stelle standen, aber 
von grosser Bedeutung sind. Speziell erwähnt 
seien hier die Aktualisierung unserer Home-

page, die Verbesserung der Verbandskommuni-
kation und die zentrale Datenverwaltung. 

Ich danke allen aktiven Verbandsmitgliedern 
für ihre tatkräftige Unterstützung, welche sie in 
ihrer Freizeit für den Verband leisten. 

An der HV vom 4.4.2016 stehen Vorstands-
wahlen an. Einzig Dania Lauper stellt sich auf-
grund ihrer neuen Aufgabe als Mutter nicht 
mehr für den Vorstand zur Verfügung. Wir wün-
schen Dania alles Gute mit ihrer Familie und 
danken für ihre Arbeit im Verband.

Bis zur HV 2016 setzt sich der Vorstand wie 
folgt zusammen:

•	 Präsidium: Simon Bühler
•	 Vizepräsidium + Rechtsberatung: Bernadette 

Bechtiger
•	 Sekretariat: Martin Arn
•	 Finanzen: Lukas Bieri
•	 Personalrecht: Dania Lauper
•	 Protokoll: Werner Wirth
•	 Vertrauensperson: Carmen Roggo
•	 Mutationen: Theo Schmid
•	 Kommunikation: Simon Bühler/Martin Arn

Im Berichtsjahr führte der Vorstand 11 ordent-
liche Sitzungen durch. Die Verhandlungsdele-
gation des Vorstands (Präsidium und Vizeprä-
sidium) nahm zudem an vier Arbeitssitzungen 
zur PVK und an zwei Sitzungen mit dem Ge-
meinderat teil. 

Vertrauensleute
Im Berichtsjahr orientierte der Vorstand die 
Vertrauensleute an zwei Sitzungen über die Ge-
schäftspolitik des Gemeinderats sowie über 
aktuelle Themen im Stadtrat. Im Austausch wur-
den nebst der Personalanliegen auch die Mit-

gliederwerbung und die Tätigkeiten des Ver-
bands besprochen.

Kommissionen im Personalwesen
Der Personalverband der Stadt Bern vertritt die 
Arbeitnehmenden in verschiedenen Kommissi-
onen im Personalwesen. Analog den Gemeinde- 
und Stadtratswahlen werden die jeweiligen 
Vertreter für eine Amtsperiode durch den Ge-
meinderat gewählt.

•	 Paritätische Einreihungskommission: 
(Carmen Roggo, Gyula Lehretter)

	 Im Berichtsjahr fanden zwei Sitzungen statt.

•	 Paritätische Ausgliederungskommission: 
(Bernadette Bechtiger, Theodor Schmid)

	 Im Berichtsjahr fanden keine Sitzungen statt. 

•	 Verwaltungskommission der
	 Personalvorsorgekasse:
	 (Bernadette Bechtiger, Thomas Michel)
	 Die Verwaltungskommission der Pensions-

kasse der Stadt Bern hat einmal mehr ein 
äusserst arbeitsintensives Jahr hinter sich. 

	 Der Gemeinderat beauftragte im März 2013 
eine Arbeitsgruppe mit der Ausarbeitung ei-
ner Vorlage für einen Primatwechsel. Es han-
delte sich um ein äusserst komplexes Projekt. 
Seitens des Personalverbands der Stadt Bern 
nahmen der Präsident und die Vizepräsiden-
tin Einsitz in dieser Arbeitsgruppe. Es wurden 
unter Begleitung des Experten und in enger 
Zusammenarbeit der PVK mit der Stadtver-
waltung Reglements- und Verordnungstexte 
sowie der Stadtvortrag erarbeitet. Damit ist 
der Motion «Die Zukunft der städtischen Pen-
sionskasse sichern!» Rechnung getragen wor-

Die Pensionierten-
Wandergruppe: beliebt, 
um mit ehemaligen 
Arbeitskollegen schöne 
Tage zu verbringen.
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Verband des Bündner Staatspersonals (VBS)
KANTON GRAUBÜNDEN

Generalversammlung

Geschätzte Verbandsmitglieder
Ich freue mich, Sie zu unserer diesjährigen Ge-
neralversammlung einzuladen.

Freitag, 8. April 2016
Restaurant Marsöl in Chur

Apéro ab 17.00 Uhr
GV ab 18.00 Uhr

Traktanden Generalversammlung
1.	 Begrüssung
2.	 Wahl der Stimmenzähler
3.	 Protokoll der Generalversammlung 2015
4.	 Jahresbericht 2015
5.	 Wahl des Präsidenten
6.	 Wahl des Vorstandes
7.	 Wahl der Revisionsstelle
8.	 Jahresrechnung 2015, Revisorenbericht 2015, 

Déchargeerteilung
9.	 Jahresbeiträge 2017 und Voranschlag 2017
 10.	Umfrage und Verschiedenes

den. Ein Reglementsvorschlag liegt vor. 
	 Nur dank der konstruktiven und ergebnis-

orientierten Zusammenarbeit der paritätisch 
zusammengesetzten Verwaltungskommission 
(Präsidium: Michel Berger, Arbeitnehmerin-
nen- und Arbeitnehmervertreter; Vizepräsi-
dium: Gemeinderat Alexandre Schmidt, Ver-
treter der Arbeitgeberin; Geschäftsführung: 
Jürg Schad) war es möglich, die gestellten 
Aufgaben in Angriff zu nehmen, umzusetzen 
und zur Beschlussfassung zu bringen. 

	 Die Personalvorsorgekasse befindet sich nach 
wie vor in einer Unterdeckung. Aufgrund der 
Anlageperformance im Jahre 2015 wird die 
PVK in der Unterdeckung verbleiben. Es ist 
mit einem Deckungsgrad im gleichen Rah-
men wie 2014 zu rechnen. 

	 Wir sind aber überzeugt, dass wir mit den 
eingeleiteten Massnahmen auf dem richtigen 
Weg sind und uns auch in Zukunft auf eine 
gesicherte Rente freuen dürfen.

Regionalgruppe Bern
(Simon Bühler)
Wie jedes Jahr wurde an zwei Sitzungen über 
die Personalpolitik der Regionsgemeinden dis-
kutiert, zudem tauschten wir aktuelle Erfahrun-
gen aus. Dieser Austausch ist sehr wichtig, da-
mit wir allfällige Entwicklungen und Themen 
frühzeitig erkennen.

Angestellte Stadt und Region Bern
(Simon Bühler)
An vier Besprechungen wurde über regionale 
Fragestellungen, Entwicklungen in anderen Ver-
bänden und aktuelle Themen der Stadtpolitik 

diskutiert. Der Austausch im Vorstand von An-
gestellte Stadt und Region Bern ist für unseren 
Verband sehr wichtig, da insbesondere regio-
nale Entwicklungen erkannt und die Tendenzen 
der Stadtpolitik beurteilt werden können.

Mitgliederbestand per 31.12.2015
Per 31.12.2015 beträgt der Mitgliederbestand 
591 Personen: 315 Aktive (davon 14 Aktiv-Ve-
teranen) und 269 Pensionierte. Unser Verband 
zählt 7 Ehrenmitglieder. Im Berichtsjahr ver-
zeichneten wir eine Abnahme von 8 Mitgliedern: 
6 Mitglieder sind verstorben. Infolge Stellen-
wechsel, altershalber oder aus anderen Gründen 
erfolgten 20 Austritte, gleichzeitig gewannen 
die Vertrauenspersonen 18 Mitarbeitende als 
neue Mitglieder.

Liste der Verstorbenen 2015
Im Berichtsjahr mussten wir vom Hinschied 
folgender Mitglieder Kenntnis nehmen:

•	 Hager Karl, Pensionierter
•	 Hänni Gerhard, Pensionierter
•	 Leuenberger-Bühler Gertrud, Pensionierte
•	 Moro André, EWB
•	 Moser Heinz, Ehrenmitglied
•	 Stettler Paul Heinrich, Pensionierter

Den Hinterbliebenen sprechen wir nochmals 
unsere Anteilnahme aus.

Neue Veteranen 2015
•	 Affolter Ulrich, Pensionierte
•	 Bruni René, Pensionierte
•	 Fasel Simon, EWB

•	 Groh Martin, Pensionierte
•	 Häusler Hans, Pensionierte
•	 Herren Kurt, Pensionierte
•	 Pfister Rudolf, Pensionierte
•	 Ruckstuhl Vera, Pensionierte
•	 Schaffer Fritz, Pensionierte
•	 Streit Walter, Pensionierte
•	 Tschäppeler Fred, Pensionierte

Neueintritte 2015
•	 Andres Thomas, EWB
•	 Binz Sergio, EWB
•	 Friedli Theres, Pensionierte
•	 Gasser Martin, FPI ID
•	 Gfeller Andreas, FPI STV
•	 Heller Nadine, PRD
•	 Lustenberger Richard, EWB
•	 Maric Nives, SUE
•	 Meinen Nalet, EWB
•	 Novell Johann, EWB
•	 Scheibelhofer Gregor, BSS
•	 Schenkel Kurt, EWB
•	 Spring Thomas, FPI ID
•	 Stadelmann Marc, EWB
•	 Stähli Jürg, TVS
•	 Ursoleo Nicola, FPI ID
•	 Von Bergen Werner, EWB
•	 Kaufmann Markus, FPI ID

Bern, 4. März 2016

Der Präsident:
Simon Bühler

Nach der Generalversammlung hält Regierungs-
rat Jon Domenic Parolini, Vorsteher Departe-
ment für Volkswirtschaft und Soziales, eine 
Ansprache zu einem aktuellen Thema. Das 
Nachtessen wird anschliessend vom VBS offe-
riert.

Gion Cotti, Präsident VBS
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Die Volksinitiative «AHVplus» will einen Zu-
schlag von 10 Prozent auf alle laufenden und 
künftigen Renten. Die Initiative wird von einem 
breiten Bündnis von Arbeitnehmer-Organisati-
onen, Rentner-Organisationen, der SP und der 
Grünen Partei mitgetragen. Öffentliches Perso-
nal Schweiz unterstützt das Volksbegehren eben-
falls und ist im Initiativkomitee vertreten.

Bei einer Annahme der Initiative steigt die 
durchschnittliche AHV-Rente für Alleinstehende 
um rund 200 Franken und für Ehepaare um 
rund 350 Franken pro Monat. Die Kosten für 
diese Rentenver-
besserung werden 
auf 3,6 Milliarden 
Franken veran-
schlagt. Die Initia-
tive lässt die Frage 
der Finanzierung 
bewusst offen, um 
diesbezüglich dem 
Bundesgesetzge-
ber nicht vorzu-
greifen. In Frage 
kommt eine Finan-
zierung über Lohn-
beiträge, aus den 
Erträgen der Ta-
bak- und Alkohol-
steuer oder durch 
eine moderate Er-
höhung der Mehr-
wertsteuer. Denk-
bar ist auch eine 
Kombination die-
ser Finanzierungs-
varianten. Bei ei-

Verband des Bündner Staatspersonals (VBS)
KANTON GRAUBÜNDEN

Jahresbericht 2015 – Ja zu mehr AHV

Gion Cotti 
Präsident

ner Annahme der Initiative haben National- und 
Ständerat darüber zu befinden.

Heute können viele Menschen mit ihren Ren-
teneinkommen aus erster und zweiter Säule im 
Alter ihr gewohntes Leben nicht mehr angemes-
sen führen, wie es die Bundesverfassung vor-
schreibt. Zudem hinken die AHV-Renten immer 
mehr den Löhnen hinterher und die Leistungen 
der Pensionskassen stehen unter Druck. Daher 
ist eine Erhöhung der laufenden und künftigen 
AHV-Renten um 10 Prozent vordringlich, not-
wendig und gerechtfertigt.

Über die Volksinitiative «AHVplus» stimmen 
wir dieses Jahr ab. Ich ersuche alle Verbands-
mitglieder, diesem Volksbegehren zuzustimmen.

Prioritäre Sachgeschäfte
1. Pensionskasse Graubünden
Ende November 2015 orientierte die Pensions-
kasse über eine neuerliche Senkung des Tech-
nischen Zinssatzes und die abgestufte Senkung 
des Umwandlungssatzes. Vor allem bei jüngeren 
Versicherten, welche nicht von den beschlosse-
nen Übergangsbestimmungen profitieren kön-
nen, hat der Entscheid der Verwaltungskommis-
sion erhebliche Zweifel über die Rentensicher-

heit ausgelöst. In dieses Bild passen auch die 
Ergebnisse einer Umfrage, welche die Zeitung 
«20 Minuten» in der Ausgabe vom 5. Oktober 
2015 publiziert hat. An dieser Umfrage nahmen 
rund 20 000 Personen teil. Die erste Frage lau-
tete «Glauben Sie, dass Sie einmal von der AHV 
und Pensionskasse leben können?» Die zweite 
Frage lautete «Finden Sie es richtig, dass das 
Frauen-Rentenalter auf 65 Jahre erhöht wird?»

Die Ergebnisse der Umfrage lassen aufhor-
chen. 76 Prozent der Befragten glauben «sicher 
nicht» oder «eher nicht», von den Renten der 
AHV und Pensionskasse dereinst leben zu kön-
nen. Bei den unter 30-Jährigen beträgt dieser 
Anteil gar über 88 Prozent. Knapp 85 Prozent 
der befragten Männer und rund 51 Prozent der 
befragten Frauen stimmten einer Harmonisie-
rung des Rentenalters 65 zu. Allerdings gehen 
die meisten Befragten davon aus, dass sie we-
sentlich länger als heute arbeiten müssen.

Wie sind diese Ergebnisse einzuordnen, wenn 
man die jüngsten Entscheide der Pensionskasse 
Graubünden zur Verzinsung der Sparguthaben 
(BVG-Mindestzinssatz 1,25 Prozent im 2016) 
und der Altersguthaben (Senkung des Techni-
schen Zinssatzes auf 2,5 Prozent) berücksichtigt? 

Rentensicher-
heit auch in 

Graubünden 
zentrales Thema.
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Beide Zinsentscheide dürften – zumindest auf 
den ersten Blick – die oben genannten Zweifel 
eher nähren als ausräumen.

Der Entscheid der Verwaltungskommission 
der Pensionskasse Graubünden zur Senkung 
des Zinssatzes auf Sparguthaben von 1,75 Pro-
zent (2015) auf 1,25 Prozent für das Jahr 2016 
ist – wenn man sich die Ertragsaussichten für 
die Vorsorgeeinrichtungen und deren Risikofä-
higkeit vor Augen hält – nachvollziehbar. 

Das Ziel aller Zinsfestlegungen müssen ge-
sicherte, das heisst finanzierte und auch lang-
fristig finanzierbare Leistungen sein. Das geht 
nur mit erwirtschaftbaren Zinssätzen. Ein Zins-
satz von 1,25 Prozent ist derzeit realistisch. Im 
Vergleich mit anderen sicheren Anlagen sind 
1,25 Prozent zudem gar überdurchschnittlich. 
Aber für den Aufbau eines Rentenkapitals, wel-
ches ein sicheres Einkommen im Alter ermög-
lichen soll, sind 1,25 Prozent eindeutig zu 
wenig.

Die Verwaltungskommission der Pensions-
kasse hat für das Jahr 2016 aber nicht nur den 
Zinssatz für das Kapital der Aktivversicherten 
gesenkt, sondern auch den Technischen Zins-
satz. Dies ist der Zinssatz, mit dem das Ren-
tenkapital für die ganze Rentenbezugsdauer 
verzinst wird. Der Technische Zinssatz beein-
flusst unmittelbar den Umwandlungssatz. 

Konsequenterweise hat die Verwaltungs-
kommission daher auch beschlossen, den Um-
wandlungssatz, wenn auch in Stufen, zu sen-
ken. Um nur schon den Technischen Zinssatz 
finanzieren zu können, wäre eine Anlageren-

dite von 2,5 Prozent erforderlich. Dies erscheint 
aus heutiger Optik nicht möglich.

Die Frage, ob die Renten nun effektiv ge-
fährdet sind oder nicht, ist damit noch nicht 
beantwortet. Wenn man sich an den Fakten 
orientiert – sinkende Kapitalerträge, Demogra-
phie, Entwicklung BVG-Mindestzinssatz, Sen-
kung des Technischen Zinssatzes und Anpas-
sung des Umwandlungssatzes – wird rasch klar: 
Es ist nicht so, dass die AHV-Renten und die 
Renten der Pensionskasse insgesamt gefährdet 
wären. Die Stabilität der Vorsorgeeinrichtungen 
ist grundsätzlich gewährleistet. Gefährdet ist 
aber das Rentenniveau.

Der VBS setzt alles daran, dass am strategi-
schen Ziel der beruflichen Vorsorge, ein Ein-
kommensniveau von 60 Prozent des letzten 
versicherten Lohns zu gewährleisten, festge-
halten wird. Eine Überprüfung durch die Pen-
sionskasse Graubünden hat ergeben, dass dies 
auch nach den letzten Zinsentscheiden der 
Verwaltungskommission für die in der Pensi-
onskasse Graubünden Versicherten immer 
noch der Fall ist. Die Kommission ist sich aber 
auch bewusst, dass weitere Zinssenkungsschrit-
te folgen könnten, wenn sich die Ertragslage 
auf den Vermögensanlagen auch mittelfristig 
nicht deutlich verbessern sollte.

Sofern der Technische Zinssatz abermals 
gesenkt werden muss, sind flankierende Mass-
nahmen vorzusehen. Dies liegt auch im Inter-
esse der Arbeitgeber, welche ihre Arbeitskräf-
te auf dem freien Arbeitsmarkt rekrutieren 
müssen. Für die ganze Einkommenssicherheit 

im Alter reichen aber Einzelmassnahmen auf 
der Ebene der einzelnen Vorsorgeeinrichtungen 
nicht aus. Um die Vorsorgewerke nachhaltig 
zu stabilisieren und die Vorsorgeziele auch für 
die jüngeren Generationen zu sichern, ist es 
unabdingbar, dass das vom Bundesrat vorge-
schlagene Reformpaket «Altersvorsorge 2020» 
in den wesentlichen Zügen umgesetzt werden 
kann.

2. Mitgliederwettbewerb
Der VBS-Vorstand hat Ende 2014 entschieden, 
einen Mitgliederwettbewerb durchzuführen 
und dafür einen Kredit von 5000 Franken ge-
sprochen. Damit sollten die Verbandsmitglieder 
für ihre Treue belohnt werden. 

Alle Mitglieder – mit Ausnahme des Vor-
stands, der Mitglieder der Revisionsstelle und 
des Sekretariats – erhielten mit der Einladung 
zur Generalversammlung 2015 einen Wettbe-
werbstalon. Beantwortet werden musste eine 
einfache Frage. Die richtige Antwort war mit 
dem ausgefüllten Talon bis spätestens am 
30. April 2015 dem VBS-Sekretariat zuzustellen. 
Zu gewinnen gab es 30 Preise im Gesamtwert 
von 5000 Franken. Der erste Preis war ein Well-
ness-Wochenende für zwei Personen im Bergs-
pa Hotel La Val in Breil/Brigels, der zweite Preis 
ein Apple iPhone 6, der dritte Preis eine Swatch-
Chrono-Gran-Tourismus-Uhr und die restlichen 
27 Preise waren Einkaufsgutscheine. Am Wett-
bewerb nahmen insgesamt über 350 Mitglieder 
teil. Die Ziehung fand Ende Mai unter notariel-
ler Aufsicht statt. Die glücklichen Gewinnerin-

Der beliebte Pen-
sioniertenausflug 
führte 2015 an den 
Rheinfall.
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stand gehalten werden. Deutlich zugenommen 
hat die Anzahl pensionierter Mitglieder, wäh-
rend die Anzahl Aktivmitglieder im gleichen 
Umfang abgenommen hat. Eine leichte Zunah-
me war sodann bei den Passivmitgliedern zu 
verzeichnen.

Der Vorstand hat Mitte Jahr wiederum be-
schlossen, eine breit angelegte Werbekampa-
gne zu lancieren. Die Federführung wurde dem 
Ressort Werbung übertragen. 

Neumitglieder, welche ab Mitte März bis 
Ende April 2016 dem VBS beitreten, nehmen 
an der Verlosung attraktiver Preise teil. Da-
durch sollen wiederum zahlreiche Mitarbeiten-
de als Verbandsmitglieder angeworben werden.

2. Ehrenmitglieder
•	 Georg Zimmermann, Präsident von 1979 bis 

GV 1986
•	 Martin Accola, Präsident von 1986 bis GV 

1991
•	 Albert Vanoni, Präsident von 1991 bis GV 

2000

3. Vorstand
Seit der Generalversammlung vom 25. April 
2014 setzt sich der Vorstand wie folgt zusam-
men:

•	 Gion Cotti, Präsident, Ressort Kommunika-
tion, juristischer Mitarbeiter Bau-, Verkehrs- 
und Forstdepartement

•	 Andreas Cabalzar, Vizepräsident, Ressort 
Stabsfunktion und Pensionskassenexperte, 
Abteilungsleiter Natur und Landschaft, Amt 
für Natur und Umwelt

•	 Maria Pfister, Ressort Finanzen, Leiterin 
Verwaltung/Ökonomie, Amt für Justizvoll-
zug, Justizvollzugsanstalt Realta

•	 Livio Carloni, Ressort Werbung, Sachbear-
beiter Stipendien, Erziehungs-, Kultur- und 
Umweltschutzdepartement, 

• 	Josef Senn, Ressort Pensioniertenwesen, Ver-
tretung Pensionierte

• 	Monica Spescha Matic, Ressort Dienstleis-
tungen, Vertretung Passivmitglieder

nen und Gewinner sind in der Folge benach-
richtigt worden.

3. Pensioniertenausflug
Der traditionelle Pensioniertenausflug für die 
ehemaligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Kantons führte letztes Jahr zum Rheinfall 
nach Neuhausen. Am Morgen ging es mit dem 
Postauto über die Rheintalautobahn und die 
N1 vorbei an Winterthur, durch das Zürcher 
Weinland bis an den Zielort. In Neuhausen 
hiess es das Postauto verlassen und mit dem 
Boot den Rheinfall hautnah erleben und den 
Rhein geniessen. Wer den Booten nicht traute, 
konnte sich mit Kaffee und Gipfeli im nahen 
Restaurant «Park» verköstigen. Diese Wohltat 
durften selbstverständlich während der Boots-
fahrt auch die «Schifffahrerinnen und Schiff-
fahrer» geniessen.

Gegen Mittag ging die Fahrt mit dem Post-
auto weiter in die deutsche Enklave Büsingen. 
Im Restaurant «Alte Rheinmühle» erwartete die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein köstliches 
Mittagessen. Dort konnten Kontakte gepflegt 
und alte Erinnerungen aufgefrischt werden. 
Nach diesem ausgiebigen Mittagessen führte 
die Fahrt via Zürcher Oberland und Walensee 
zurück zu den Ausgangsorten in Graubünden.

Am letztjährigen Pensioniertenausflug, wel-
cher Mitte September stattfand, haben rund 
250 Personen teilgenommen. Finanziert wird 
dieser beliebte Anlass durch einen Teilnehmer-
beitrag sowie durch Beiträge des Kantons und 
der Pensionskasse Graubünden. Reichen diese 
Mittel nicht aus, hat der VBS den Restbetrag 
zu übernehmen. Am Pensioniertenausflug 
konnten – wie immer – nicht nur VBS-Mitglie-
der, sondern alle ehemaligen Mitarbeitenden 
des Kantons mit einer Begleitperson teilneh-
men.

Mitgliederbestand, Organisation und 
Kommissionen
1. Mitgliederbestand
Der VBS zählte Ende 2015 1 877 Mitglieder. 
Damit konnte der letztjährige Mitgliederbe-

• 	Reinhard Stoffel, Ressort Veranstaltungen, 
Zeichner-Konstrukteur, Tiefbauamt, Abtei-
lung Strassenbau

•	 Georg Thomann, Ressort Homepage und 
Datensupport, Abteilungsleiter Luft, Lärm 
und Strahlung, Amt für Natur und Umwelt 

•	 Marco Wieland, Ressort Recht und Versiche-
rungen, Leiter Rechtsdienst Erziehungs-, 
Kultur- und Umweltschutzdepartement

Die Protokolle der Vorstandssitzungen werden 
von Maria Pfister verfasst.

4. Sekretariat
Das Sekretariat wird von Elsbeth Cabalzar-
Schellenberg geleitet. Der Arbeitsumfang ent-
spricht heute in etwa einem 15-Prozent-Pen-
sum. Dies ist darauf zurückzuführen, dass der 
Geschäftsverkehr zwischen den Verbandsmit-
gliedern und dem Sekretariat zunehmend auf 
elektronischem Weg abgewickelt wird. Seit 
rund einem Jahr müssen die ZV-Sektionen und 
damit auch der VBS die Mitgliederadressen in 
der ZV-Datenbank zudem selber bewirtschaf-
ten.

Zu den Aufgaben des Sekretariats gehören 
hauptsächlich die Beantwortung von Anfragen 
der Mitglieder, das Führen der Verbandsbuch-
haltung, das Erledigen des Zahlungs- und Rech-
nungswesens sowie die Adressverwaltung der 
Mitglieder, das Melden von Mitgliedermutati-
onen an den Zentralverband und der Versand 
der Mitgliederausweise, Rechnungen und wei-
terer Unterlagen an die Neumitglieder. Zudem 
ist das Sekretariat zuständig für den Telefon- 
und E-Mail-Verkehr des VBS und die Verwal-
tung des Materialbestands. Das Telefon des 
VBS ist am Montag-, Dienstag- und Donners-
tagvormittag jeweils von 8.30 Uhr bis 11.00 
Uhr bedient.

Administrativ ist das Sekretariat dem Präsi-
denten und fachtechnisch der Finanzchefin 
unterstellt.

5. Revisionsstelle
Seit der Generalversammlung vom 25. April 
2014 setzt sich die Revisionsstelle wie folgt 
zusammen:

•	 Jürg Barandun, Vertreter Pensionierte
•	 Therese Braschler, Stv. Leiterin Administra-

tion beim Amt für Wald und Naturgefahren
•	 Laurent Ostinelli, Administrator Kunstmu-

seum

6. Kommissionen
Monica Spescha Matic hat ihre Arbeitstätigkeit 
beim Kanton aufgegeben und ist folglich pra-
xisgemäss aus der kantonalen Personalkom-
mission ausgeschieden. Die entsprechende 
Ersatzwahl durch die Regierung war Ende Be-
richtsjahr noch ausstehend. Mitglieder der Per-
sonalkommission sind weiterhin Gion Cotti 
und Georg Thomann. Als stellvertretende Mit-

	 31. Dezember 2015		  31. Dezember 2014

Aktivmitglieder		  1226	 1265
Passivmitglieder		  16	 12
Pensionierte Mitglieder		  632	 596
Ehrenmitglieder		  3	 3

Total		  1877	 1876

Mitgliederbestand
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glieder amten Maria Pfister und Marco Wieland.
In der Verwaltungskommission der Pensi-

onskasse Graubünden vertritt Andreas Cabal-
zar die Interessen des Personals. Ende 2015 ist 
er zum Präsidenten der Verwaltungskommis-
sion gewählt worden. Damit ist dieses Amt 
erstmals in der Geschichte der Pensionskasse 
Graubünden einem Vertreter der Arbeitneh-
menden anvertraut worden.

Zusammenarbeit mit Öffentliches Perso-
nal Schweiz (ZV) und anderen Personal-
verbänden
Zentralverband Öffentliches Personal 
Schweiz (ZV)
Die Delegiertenversammlung unseres Zentral-
verbands Öffentliches Personal Schweiz (ZV) 
fand am 8. Mai 2015 in Basel statt. An diesem 
Anlass haben zwei Vorstandsmitglieder teilge-
nommen.

Anfang November hat Öffentliches Personal 
Schweiz (ZV) die jährliche Fachtagung in Brun-
nen abgehalten. Das Thema der Tagung hiess 
«Arbeitnehmende 50+» und stiess bei den ZV-
Sektionen auf reges Interesse. An dieser Fach-
tagung war der Vorstand mit fünf Mitgliedern 
vertreten.

Mit Gion Cotti als Co-Vizepräsident und An-
dreas Cabalzar als Pensionskassenexperte wirkt 
der VBS auch aktiv in den Gremien des Zent-
ralverbands mit.

Bündner und Glarner ZV-Sektionen
Die Präsidentenkonferenz der Bündner und 
Glarner ZV-Sektionen fand Ende Oktober in 
Chur statt. Schwerpunktthema dieses Mei-
nungsaustauschs war wiederum der zuneh-
mende Druck auf die Lohn- und Anstellungs-
bedingungen der Mitarbeitenden des öffentli-
chen Dienstes. Betroffen ist derzeit in erster 
Linie das Gemeindepersonal. Aber auch für die 
Staatsangestellten der Kantone Glarus und 
Graubünden verdüstern sich die Vorzeichen.

Die Bündner und Glarner ZV-Sektionen be-
urteilen die Zusammenarbeit mit Öffentliches 
Personal Schweiz (ZV) übereinstimmend als 
gut und konstruktiv. Dies gilt insbesondere für 
die Adressverwaltung. Auch mit dem Buchhal-
tungssystem sind die ZV-Sektionen mehrheit-
lich zufrieden, erachten aber eine Schulung als 
zweckmässig. Schliesslich wurde angeregt, die 
ZV Info künftig nicht mehr in Papierform, son-
dern nur noch als digitale Ausgabe herauszu-
geben.

Neben der Präsidentenkonferenz wurde das 
Verhältnis zwischen den Bündner und Glarner 
ZV-Sektionen auch bei anderen Treffen, na-
mentlich durch den gegenseitigen Besuch der 
Generalversammlungen, gepflegt und geför-
dert.

Gion Cotti, Präsident VBS

Personalverband Stadt Wil
STADT WIL

MITGLIEDERVERSAMMLUNG 2016
VORANKÜNDIGUNG

Mittwoch, 18. Mai 2016, 18.30 Uhr
im Alterszentrum Sonnenhof Wil, Haldenstrasse 18, Wil
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Personalverband Kanton Schwyz
KANTON SCHWYZ

Einladung zur 98. Generalversammlung
Führung im Tierreich: Was wir von Wölfen 
lernen können 
Dienstag, 26. April 2016, 18.00 Uhr, 
Restaurant Grüne Gans, Natur- und Tierpark Goldau

Einladung
Wir laden unsere Mitglieder herzlich ein zur 
98. Generalversammlung des Personalverban-
des Kanton Schwyz.

Im Anschluss an die traktandierten Geschäf-
te folgt ein Referat von Frau Anna Baumann 
zum Thema «Führung im Tierreich». Die gebür-
tige Schwyzerin trägt als Direktorin die Gesamt-
verantwortung für den Natur- und Tierpark 
Goldau. Sie wird uns aufzeigen, dass Wölfe gute 
Impulsgeber der Natur auf Fragen sind, die wir 
an das Thema Führung stellen. 

Fragen wie: Wie wird (und bleibt) man Al-
phawolf? Wie schafft man es, seine Mitarbeiter 
hinter sich zu bringen, sie zu Leistung anzu-
spornen, ohne Zwang auszuüben? Welche Rol-
le spielen Werte wie z.B. Vertrauen und Verläss-
lichkeit? 

Die Parallelen von Wolf und Mensch in Bezug 
auf Motivation, Kooperation und Verhalten wer-
den zeigen, was wir von Wölfen für das eigene 

Arbeitsleben und die eigene Führungspraxis 
lernen können.

Die Verbandsmitglieder sind danach zum 
Apéro und zum traditionellen Nachtessen ein-
geladen.

Traktanden
1.	 Begrüssung durch die Präsidentin
2.	 Wahl der Stimmenzählerinnen und Stimmen-

zähler
3.	 Protokoll der Generalversammlung vom 

21. April 2015
4.	 Jahresbericht 
5.	 Jahresrechnung/Revisionsbericht
6.	 Mitgliederbeitrag 2016
7.	 Budget 2016
8.	 Wahlen (Präsident, Ersatzwahlen, Bestäti-

gungswahlen)
9.	 Anträge der Mitglieder*
10.	Varia

* Anträge der Mitglieder zuhanden der Ge-
neralversammlung sind bis 11. April 2016 
schriftlich einzureichen.

Anmeldung
Aus organisatorischen Gründen bitten wir Sie 
um Anmeldung mit dem elektronisch zugestell-
ten Anmeldetalon bis 11. April 2016 per E-Mail, 
Fax oder auf dem Postweg. 

•	 E-Mail: info@pvsz.ch
•	 Fax: 041 819 25 69
•	 Postweg: Personalverband Kanton Schwyz, 	

Postfach 1236, 6431 Schwyz

Der Vorstand freut sich auf Ihre Teilnahme.

Astrid Steiner Styger, 
Präsidentin
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Anmeldetalon 
Delegiertenversammlung

Name / Vorname: 

Adresse: 

Verband:

Teilnahme am Essen:      Ja       Nein 
Teilnahme an der Stadtführung:       Ja       Nein

Einsendung an 
sandra.wittich@zentral.ch 
oder 
Öffentliches Personal Schweiz, Oberstadtstr. 7, 5400 Baden

DELEGIERTENVERSAMMLUNG 
3. Juni 2016 in Olten

2016 ist ein Wahljahr. In Olten werden unter anderem der langjährige 
Kassier Toni Isenschmid sowie sein Berner Kollege Walter Schopferer 
verabschiedet. Gleichzeitig werden amtierende und neue Geschäftslei-
tungs- und Vorstandsmitglieder zur Wahl vorgeschlagen. Sofern die 
Delegierten möchten, wird sich im Präsidium nichts ändern. 
Anmeldungen für die Delegiertenversammlung am 3. Juni 2016 sind 
bereits heute beim Sekretariat möglich. 

Programm

ab 9.15 Uhr	 Empfang der Delegierten bei Kaffee und Gipfeli im 
Foyer des Hotels Arte

10.00 Uhr	 Eröffnung der Delegiertenversammlung im 
Seminarraum des Hotels Arte durch Präsident Urs 
Stauffer

anschliessend Statutarische Geschäfte

11.15 Uhr	 Referat

12.00 Uhr	 Apéro im Foyer des Hotels Arte	

12.30 Uhr	 Mittagessen im Hotel Arte

14.30 Uhr	 Stadtführung

Teilnahme für Delegierte gratis, 
Gebühr für weitere Teilnehmende Fr. 70.00


